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(wichtig!
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PIGEON DROP

internationales clownthe- 
ater. ehemals die begleit­
gruppe von JANGO EDWARDS, 
zum absoluten dumping-preis 
von W :  5.-DM; ak: 6.-DM. 
karten rechzeitig im Vor­
verkauf besorgen!

vorverkaufsstellen:
asta -  geschäftszimmer 
buchladen roter Stern

2 6 .0 5 . 2 0  h audim ax  

COCHISE
eine Veranstaltung der GDAL

vv: 8.-DM (6.50 + 1.50) 
ak: 10.-DM (8.50 + 1.50)

vorverkaufsstellen:

asta - geschäftszimmer 

buchladen roter Stern

31 .05 . 21 h tnt 

ENSEMBLE ORIENTAL
jazz-rock-formation mit 

türkischen einflüssen. 
bei schönem wetter findet 
auch ein gartenfest hinter 

dem TNT mit grill und tür­
kischen Spezialitäten statt 
entgegen der bisherigen an- 
kündigung beträgt der ein- 
trittspreis: v v  6.-DM und 
ak 7.-DM.

die vorverkaufsstellen 
werden noch rechtzeitig 

bekanntgegeben.

Hochverehrter Herr Präsident !

Im Hinblick auf Ihre Stellungnahme zum "Burschenschaftersingen" in der OP vom 

4.5.1983 (siehe Anlage) treffen wir folgende rechtsaufsichtliche 
Verfügung:

1. Diese Stellungnahme wird beanstandet .

2. Ihnen wird gern. § sowienoch HAHAHAGE untersagt, durch Erklärungen, Äuße­

rungen oder durch sonstige Handlungen zur Frage der Burschenschaften in 

der genannten Art Stellung zu nehmen.

3. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die unter Z if f .  2 ausgesprochene 

Verfügung durch E in g riff in die die Studenten betreffenden Angelegenhei-ä  
ten wird Ihnen gern. § 72 II HHG i.V . m. ASTA-Hoheitsrecht ein Ordnungs­

geld in Höhe von bis zu 8.000 DM angedroht ( in c l. Mehrwertsteuer für be­

sonders "geglückte1 Aussagen).

Begründung^

Mit einer derart polemischen Stellungnahme zugunsten der Burschenschaften haben 

sie das popolitische Mandat wahrgenommen, das Ihnen bekanntlich nicht zu­

steht.

Rechtsbehelf:
/

Gegen diese Verfügung kann binnen eines Monats nach Bekanntgabe ausschließlich 

s c h rift lic h  Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch is t  zu richten an: 

AStA Marburg, Erlen« .ng 5, 3550 Marburg, z. Hd. des AST/\-Info-Teams (b itte  

durckfertig lay-outen !) .

Mit freundlichem Gruße

Referent fü r besondere Aufgaben

I
(Val te r 't'Örk) ^

Trotz Zwischenfällen:

Den Brauch erhalten
Der Arbeitskreis der 

Vorsitzenden der Alther- 
renschaften der Marburger 
Korporationen führte am 
1. Mai auf dem Haus der 
Burschenschaft Germania 
ein längeres Gespräch mit 
dem Präsidenten der Phil­
ipps-Universität, Prof. Dr. 
Kröll Dieser nahm die Ge­
legenheit wahr, seine Sor­
gen und Nöte über die Ent­
wicklung der Universität 
darzulegen. Ein Herzens­
wunsch des Präsidenten 
wurde mit Zusage auf Un­
terstützung aufgenom­
men: Das Engagement
ehemaliger Studenten der 
Philippina für ihre Alma J

mater zu fördern. Auf die 
unliebsamen Zwischenfal­
le beim Mai-Ansingen auf 
dem Schloß angesproehen, 
bat Kröll die Vorsitzenden, 
auf ihre aktiven Bundes­
brüder einzuwirken, von 
diesem schönen Brauch 
nicht nachzulassen. Auf 
Anregung von Dr. Busch 
(Clausthaler Wingolf zu 
Marburg) wird der Arbeits­
kreis auf seiner nächsten 
Sitzung am 1. Mai 1983 um 
11 Uhr auf dem Haus der 
Burschenschaft Alemannia 
ein Gespräch mit dem Mar­
burger Universitätsbund 
führen.
-----------  ---
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Der Verband der CDU- Hochschullehrer, der Hochschul verband, ve rö f fe n t l ic h te  

seine Pläne zur Umgestaltung der Hochschule :

Diese Grundsätze zur "WENDE RÜCKWÄRTS" an den Uni“s wenden sich "vor allem 
an die Landesgesetzgeber, die Kultusminister und die Hochschulen".
Die These des CDU- Verbandes i s t  : "Ein Übermaß an Bürokratie,  schwer durch­
schaubare und aufreibende Entscheidungsprozeduren in der Selbstverwaltung 
sowie die sogenannte Fehla l locat ion der vorhandenen M it te l  erweisen sich hier  
als besonders gravierende S tör faktoren" .

Eine Kommision des Verbandes faßte ihre Arbei t  in 2 2  
hier  veröffent l ichen !

'hesen zusammen,' die wir

( f l7
■ ■

Vorweg einiges aus der Begründungsschrift zu den CDU- Thesen :

Es s o l l te  versucht werden, "im Rahmen der uns nun einmal für  längere Z e i t ili 1, 
verordnten  ' Gruppenuniversität “ wenigstens das Modell der Gewaltenteilung 
einzuführen, in welchem die gruppenparitätisch zusammengesetzten Ent- 
scheidungsgremien sich nur mit Wahlen und Grundsatzangelegenheiten befassen 
( Leg is la t ive  ) und sehr v ie l  mehr laufende Geschäfte den jewei l igen Vor­
sitzenden zu überlassen ( Exekutive ) .

"Stel lung und Verantwortung der Geschäftsführenden Direktoren werden gestärkt ."  
"Die Stel lung der Dekane gegenüber den Fakultätsversammlungen und der Fach­
bereichssprecher gegenüber den Fachbereichsräten wird gestärkt" .

Der Hochschul verband fo rder t  die Amtsmitgliedschaft a l l e r  Professoren in den 
Beschlußorganen bei Promotions-, H a b i l i ta t io n s -  und Berufungsangelegenheiten.

" . . . ,  auf der anderen Seite bedarf es bei diesen Angelegenheiten keiner zu­
sätzl ichen Repräsentanz anderer Funktionsgruppen" , bedarf es keiner Studenten, 
keiner wissenschaftlichen M ita rb e i te r  und anderer,

"in Berufungsangelegenheiten i s t  sie fü r  die Auswahlentscheidung wegen der ö f fe n t ­
l ichkei tsähnlichen Auswirkungen zumindest problematisch."

Die CDU- Hochschullehrer verlangen die STEUERUNG DURCH MARKT UND PLANUNG -

daraus fo l g t  bei der Entwicklung von Personal und Nachwuchs :

die Mehrstuf igkeit  des Qual if ikationsverfahrens ( Promotion - Beamte auf Z e i t  - 
H ab i l i ta t io n  -  Berufung zum Professor auf Lebenszeit - weitere Berufungen ) .

Entscheidungen und Revision fa lscher Entscheidungen sind abhängig vom Vor­
handensein von Muffangstei len außerhalb der Hochschule, "Bei Ingenieuren , 
Medizinern und Wirtschaftswissenschaftlern reichen die Kräfte des Marktes 
( Auffangstellen außerhalb der Un ivers i tä t  und A t t r a k t i v i t ä t  solcher Ste l len  ) 
meist aus. In verschiedenen Naturwissenschaften und weiten Bereichen der 
Philosophischen und zum Teil  der Juristischen Fakultä t  reichen die Kräfte des 
Marktes nicht aus, den nötigen und r icht igen Nachwuchs zu gewinnen. "



J)> 'e ZZ. T ke  se/n äQ-r C1J)U_ -

I .  Forschung und Lehre
/  , •

1. Die Einheit  von Forschung und Lehre i s t  fü r  die Un ivers i tä t  unverzichtbar —  
Nur die Forschung gewährleistet eine wissenschaftsbezogene Lehre. Die auf lange 
F r is t  angespannte Lage der ö f fent l ichen  Haushalte gebiete t  konkrete Maßnahmen, 
um den sich abzeichnenden Gefahren für  Umfang und Q ual i tä t  der U n ivers i tä ts ­
forschung entgegenzuwirken.

2 .

3.

I I .

4.

5.

6 .

7.

8 .

9.

1 0 .

1 1 .

Der vers tärkte  Einsatz von D r i t t m i t te ln  oder die Umschichtung der knapper 
gewordenen ö f fent l ichen  M it te l  reichen a l l e i n  nicht aus, um Gefahren von der 
Forschung abzuwenden. Vor allem sind organisatorische Fehlentwicklungen zu be­
s e i t ig en ,  die n icht nur die Verschwendung von M it te ln  begünstigen, sondern 
auch die Forschung in der Un ivers i tä t  behindern.

Gruppenegoismus und eine wachsende Bürokratie in den Universitäten schränken 
die fü r  Forschung und Lehre lebenswichtigen Freiräume unangemessen ein.

Selbstverwaltung und Organisation der Un ivers i tä t

In a l l e r  Regel soll  es drei Ebenen von Selbstverwaltungsgremien geben: die 
Ebene der Fachbereiche, die Ebene der Fakultäten und die Ebene des Senats bzw. 9  
des Konzils.

Fachlich verwandte Fachbereiche werden zu Fakultäten zusammengefaßt, deren 
fächerübergreifende wissenschaftl iche Aufgaben, wie die Durchführung von 
Promotionen, H ab i l i ta t ionen  und Berufungen zu übertragen sind. Hiervon is t  
nur an solchen Universi täten abzusehen, bei denen wegen derger ingen Zahl der 
Fachbereiche die Einrichtung von Fakultäten nicht sinnvoll i s t .

Kollegialorgane sollen ihre  Beratungen und Entscheidungen auf Angelegenheiten 
von grundsätzl icher Bedeutung beschränken. Die Stel lung der Dekane gegenüber 
den Fakultätsversammlungen und der Fachbereichssprecher gegenüber den Fach­
bereichsversammlungen wird gestärkt .  ^

In den Fakultätsversammlungen erhalten a l l e  Professoren auf Lebenszeit 
M itg l iedschaf t .

In Promotions- und Habil i tat ionsangelegenheiten kommt eine Gruppenvertretung 
nicht in Frage, da es hier  um einen Teil  des Prüfungswesens geht, bei dem es 
nur auf die Q u a l i f ika t io n  der Entscheidungsträger ankommt. Entsprechendes g i l t ^  
auch für  Berufungsangelegenheiten, soweit sie in den Zuständigkeitsbereich der 
Fakultäten f a l l e n .  Eine Mitwirkung der Gruppen kommt daher bei Berufungs­
angelegenheiten nur im Rahmen der dem Senat zustehenden Entscheidungskompetenz 
in Frage.

M itg l ieder  der akademischen Senate sind neben den Vertretern der Gruppen die 
Dekane, die k ra f t  Amtes ihre  Fakultä t  ve r t re ten .

Ständige Kommission m.t Eutscheidungskompetenzen dürfen von den Grundordnungen 
(Universitätsverfassungen) nur e inger ich te t  werden, wenn sie vom Gesetz vorge­
sehen sind. Durch die Grundordnungen und die Kollegialorgane se lbst können 
nur Kommissionen mit Beratungsfunktion gebi ldet  werden, deren Amtszeit mit  
dem Ende der Amtszeit des Kol legia lorgans,  dem sie  zugeordnet sind, endet.

Für die Organisation der U n ivers i tä ts le i tu ng  i s t  der Rektoratsverfassung der 
Vorzug zu geben. Die Präsid ia l  Verfassung hat sich nicht bewährt. Sie hat die 
Entwicklung e iner  neuen Form von Bürokratie begünstigt,  die e iner  an der Wissen­
s c h a f ts f r e ih e i t  o r ie n t ie r te n  Selbstverwaltung abträg lich i s t .

I f l T E U t  G  B N Z ist S /e
rtfURBBAR?*

12. In s t i tu te  sind von den am Fach tä tigen Professoren auf Lebenszeit ko l leg ia l  
zu le i t e n .  Die Stel lung und Verantwortung der geschäftsführenden Direktoren  
sind zu stärken. Bei der Gründung und Organisation von Inst i tu ten  sind die 
unterschiedlichen Gegebenheiten der einzelnen Diszipl inen angemessen zu 
berücksichtigen. Dabei soll ten die Erfahrungen der Max-Planck-Gesellschaft  
ausgewertet werden. - Wegen der besonderen Bedürfnisse der Krankenversor­
gung sind in den Kliniken Direktoren vorzusehen, denen vom Dienstherrn 
Lei-tungsfunktionen und die Verantwortung für die Krankenversorgung über­
tragen werden.

13. Die doppelte Repräsentation e inzelner  Gruppen in der U n ivers i tä t  i s t  zu 
beseit igen , indem die Aufgaben der Vertretungsorgane oder der Ver tre ter  
(zum Beispiel  AStA/Studentische Vertretung in den Selbstverwaltungsgremien) 
klar  voneinander abgegrenzt werden.

I I I .  Personalentwicklung und wissenschaftl icher Nachwuchs

14. Der "Lehrprofessor" (=Akademischer Rat) hat seine Bewährungsprobe nicht  
bestanden. Daueraufgaben der Lehre sind daher wieder ausschließlich durch 
Professoren auf Lebenszeit zu übernehmen. Die in geringerem Umfange nötige 
"praktische Unterweisung" is t  - wie bisher - durch Lherkräfte (Lektoren,  
Lehrbeauftragte) zu e r t e i le n .

15. Das Qual if ikationsverfahren für  Hochschullehrer muß mehrstufig sein 
(Promotion - Beamter auf Ze i t  -  H ab i l i ta t io n  - Berufung zu Professor 
aut Lebenszeit - weitere Berufungen). Es i s t  nach den Grundsätzen von 
M o b i l i tä t  und Wettbewerb zu organis ieren. Eine Übertragung der für  die be­
amtenrechtlichen Laufbahnen geltenden Grundsätze kommt nicht in Betracht.

16. Der Nachwuchs muß durch eine angemessene Zahl z e i t l i c h  zu begrenzender 
Beamtenstellen gefördert werden. Wenn innerhalb von sechs Jahren nach der 
Promotion eine H a b i l i ta t io n  nicht e r f o l g t ,  i s t  ein Übergang in eine S te l le  
außerhalb der Univers i tä t  in einem noch'vertretbaren Alterndes S te l len -  
inhabers zu erleichtern.Voraussetzung h ie r fü r  i s t  eine größere Durchläs­
s igke i t  in den Beamtenlaufbahnen. Die für  die Bundeswehr geltende Praxis 
der Abfindung kann auch fü r  den Übergang in eine S te l le  außerhalb der Univer­
s i t ä t  nutzbar gemacht werden. Auch die H ab i l i ta t io n  von Bewerbern , die 
außerhalb der Un ivers i tä t  im Berufsleben stehen, t räg t  zur Verbesserung der 
Nachwuchssituation bei,  sie i s t  deshalb vers tä rk t  zu nutzen.

17. Die Lebenszeitstel len fü r  wissenschaftliche Mitarbeiten die nicht  in der 
akademischen Lehre eingesetzt werden (Kustaden, Prosektoren, Igenieure e tc . )  
sind beizubehalten.

18. Die Anstellung wissenschaftl icher M i ta rb e i te r  mit H i l f e  von D r i t tm i t te ln  
i s t  zu fördern und zu e r le ic h te rn ,

19. Zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sind Maßnahmen zu e rg re i fen ,  
die die A l te rss truk tur  des wissenschaftlichen Personals der Universitäten  
entzerren. Zu diesen Maßnahmen gehört die Wiederbelebung des In s t i tu ts  der 
Emeritierung. Das Angebot e iner  f r e i w i l l i g e n  vorzeit igen Emeritierung is t  
geeignet,  zusätz l iche Ste l len  für  den wissenschaftlichen Nachwuchs zu 
schaffen.

IV. Mitte lbewirtschaftung

20. Die nach dem Prinzip der Gruppenvertretung organis ie r te  U n ivers i tä t  zwingt 
bei der Bewirtschaftung der verfügbaren M i t te l  zur Einsparungen stets an 
den schwächsten Ste l len  /zum Beispiel  Bibliotheken) ohne auf die Bedeutung 
der M i t te l  fü r  Forschung und Lehre Rücksicht zu nehmen. In ih re r  gegenwärtigen 
Verfassung is t  sie daher n icht  in der Lage, dem zweckentfremdeten Einsatz und 
damit der Verschwendung von M it te ln  wirksam zu begegnen.
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Der C D U - H o c h s c h u l lehrerverband hat gefordert, was man von 

ihm ohnehin erwartet hatte. Der dumme Zu fa ll, daß die CDU 

zur Zeit an der Regierung is t  (wofür wir dem Deutschen Volk 

ausdrücklich danken müssen) macht die Verwirklichung der 

Pläne in den Hochschulen möglich.
Der Schein von Mitbestimmung bei den Entscheidungen in der 

Universität is t nichtmehr nötig. Hatten die Studenten, Be­

schäftigten und Wissenschaftlichen Mitarbeiter auch beim 

SPD-Modell nur wenig gegenüber der Professorenmehrheit 

und der Kultusbürokratie zu sagen, so wird ihr M it­

spracherecht heute bereits als lästig  empfunden.

Die CDU-Hochschullehrer haben eine neue akademische 

Hühnerleiter entworfen und wollen jedem seinen Platz 

zuweisen. Wenn ein Apparat gut funktionieren so ll, 

dann muß jeder (wie beim M ilitä r) wissen, wer weisungs­
befugt und wer weisungsgebunden is t.  Studenten, die 

sich in dem hierarchieschen System noch nicht 

bewährt haben, sollen erstmal zeigen, daß sie 

die Rippen ihrer Konkurrenten mit ihrem Ellenbogen 

traktieren und gegenüber ihren Vorgesetzten buckeln 

können, dann dürfen sie mitentscheiden und nach 

unten treten. Qualifikation an der Hochschule heißt:

.D ie gelehrten Inhalte verinnerlichen, die Selektions- 

verfahren zu durchstehen. Je kürzer die Zeit des 

Studiums, je festgelegter die Inhalte, desto weniger 

werden die Studenten auf die Idee kommen, die Inhalte 

zu hinterfragen, sich um andere Dinge zu kümmern.

Es wird gelernt um die Prüfung zu bestehen. Die 

Verwertung des Erlernten wird nicht beleuchtet.

Der Sinn einer Prüfung wird nicht d isku tie rt.

Wenn man überlegt was an der Uni gelehrt wird, 

dann s te l l t  man fest: Alles Wissen dient der 
späteren Reproduktion im Arbeitsprozess, dem 

Arbeitsprozess der Produkte oder Dienstleistungen 

hervorbringen wird an dem die Besitzer der 

Firmen verdienen die Arbeitende Bevölkerung ihren 

Anteil am Gewinn nicht erhält. Die Hochschule soll 

„berufsfähige" Menschen entlassen, die bewiesen haben, 

daß sie belastbar sind, sich durchsetzen können,

M m Kt

Leistungsfähigkeit wird am Gewinn fü r den Betrieb 

gemessen, die Frage nach dem Sinn der erbrachten 

Dienstleistung oder der Nützlichkeit des hergestellten 

Produktes wird nicht ges te llt. Es wird nicht fü r die 

Bevölkerung gearbeitet, der Arbeitende verkauft sich 

an den Firmenbesitzer schlecht, er läßt sich nur 

für einen Teil seiner Arbeit entlohnen und schenkt 

dem Kapitalisten den Gewinn. Lehre an der bundes­

republikanischen Universität im p liz ie rt die Einübung 

dieses System?,,'

GUTEAJ TAG. ICH KOHftE
V O N  .
Ulü TEa/
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Das Prüfungswesen soll verschärft werden, weil die 

Wirtschaft über genügend akademische Handlanger zur 
Ausbeutung der Angestellten und Arbeiter verfügt.

Einige arbeitslose Akademiker sind auch nützlich, 

um das Lohnniewo aus dieser Reserve heraus zu 

drücken. Die Industrie braucht je tz t gut ausgebildete 

Kräfte ohne Abschluß und ohne Selbstbewußtsein bei 

den Lohnforderungen. Das macht man so:

Man läßt einen Teil der Schüler an die Hochschule, 

damit eben fast jeder seine Chance gehabt hat, 

zeigt bei der Zwischenprüfung (Vordiplomsprüfung) 

den meisten Studenten, daß sie scheitern und 

übernimmt diese Existenzen in eine anschließende 

betriebliche Ausbildung. Diese Halbakademiker 

genügen den Ansprüchen der W irtschaft, können aber 

bei Lohnforderungen nicht auf eine universitäre 

Qualifikation verweisen und müssen sich mit weniger 

Geld zufrieden geben.

Der Vorsitzende der nordrhein-westfälischen Rektoren­

konferenz beschreibt die Ziele:

„Potentielle" Studienabbrecher (damit sind die gemeint, 

deren Eltern kein Geld für das Studium ihrer Kinder haben) 

sollen vernünftige Formen des Abganges erhalten, damit
II

die Seminare im Hauptstudium„entlastet werden.

Also keine Angst vor akademischer A rbeitslosigkeit, 

ihr dürft schon früher gehen. Es kann ja nicht jeder 

etwas werden, für dich is t  ein H ilfsarbeiterjob v ie lle ic h t 

die wahre Verwirklichung, was w il ls t  du mit einem A13- 
Gehalt? Wir müssen a lle  zurückstecken- außer die Kapitalisten, 

die müssen sich den Bauch voll schlagen, damits uns gut geht, 

das heißt damit w ir den Gürtel enger schnallen dürfen.

So is t  das mit der entid io log islerten , w irtschaftlich  

orientierten Hochschule.

CD



HOCHSCHULRECHT BRICHT GRUNDGESETZ
[PRÄSIDENT gegen FACHSCHAFT

Im nächsten Krieg bleiben 
die Unis stehen!!!

Wie das?Die Lösung ist der­

art frappierend einfach,daß 

man sie vielmehr Gebiete unseres 

Lebens ausdehnen sollte.Die 

Unis gehören nicht zu der Welt, 

die im Begriff ist,das Ende 

dieses Jahrhunderts nicht mehr 

zu erleben,sie werden ausge­

klammert .

Denn für die Universitäten und 

vor allem für die Interessen­

vertretungsorgane der Studenten 

hat es nur eine hochschulpoli- 

tische Welt zu geben.Man hüte 

sich,aus dem Fenster des Elfen­

beinturmes zu blicken,ob die 

Erde noch da ist.Das wird be­

straft, denn es sind immer welche 

da,die darauf achten,daß das 

nicht geschieht.

Vor der Bundestagswahl erlaubten 

wir uns,in einer Anzeige in der 

Cberhessischen Presse zusammen 

mit rund 800 Marburgern darauf 

hinzuweisen,daß es bei der Wahl 

auch darum geht, ob die neue Mittel-i

Streckenwaffengeneration der USA 

in der Bundesrepublik stationiert 

und die Kriegsgefahr damit poten- , 

ziert wird.

Und was tut sich ?
Diese Sauerei blieb natürlich nicht 

unentdeckt,beim Uni-Präsidenten 

fischte man die Fachschaft Geo­

graphie aus der Riesenliste her­

aus und schickte uns einen Brief 

mit der Aufforderung zu erklären, 

wie denn der Name in die Liste 

geraten sei.Das Ganze unter dem 

Titel "Betr.Wahrnehmung des all­

gemein-politischen Mandats".Denn 

die Wahrname eines Grundrechts 

ist den Fachschaften nicht erlaubt. 

Unsere Vertreter haben von Rechts 

wegen einen Maulkorb zu tragen, 

ein demokratisch gewählter FS- 

Rat darf sich hinstellen und 

sagen,es ist kein Geld da,aber 

wenn er sagt,das kommt,.weil es

üen Rüstungskonzernen hochkannt 

■ in den Arsch geblasen wird,kriegt er 

er was auf«Deckel(nicht wegen 

1 der unmöglichen Ausdrucksweise)

Zur Zeit wird das ja s'chulmäßig 

mit den Theologen durchexerziert, 

die die Rüstungsfirma Schoeller 

in Wetter aufforderten,nicht an 

der Wnffenmesse IDEE in Hanno­

ver teilzunehmen.Da sich die Theo- 

l o e n  auf ihre ethische Ver­

pflichtung als Theologen berufen, 

bereitet es Kröll Schwierigkei­

ten, ihnen den Maulkorb umzuhän­

gen. Das soll nun mit den Geo­

graphen geschehen.Denn was hätte 

denn die Fach­

schaft Geographie für eine Be­

rechtigung, sich für den Frieden 

einzusetzen.

GEOGRAPHIE #

'ier eine irrf5innig treffende 

md fachspezifische Begründung 
mseres Verhaltens:

Do sich die Geographen mit der 

Br-e als Forschimgsobjekt be­

schäftigen ,haben sie ein vehe- ' 

mentes Interesse,daß dieses 

Porschungsobje’rt nicht zer- I > 

stört wird.Es geht entschie­

den um die Zukunft der Geo­

graphie, ohne Erde ''eine Geo- 

granhie. .

Ja,da staunt man,es gibt tat­

sächlich einen onwiederleg- 

baren Zusammenhang zwischen 

Geographie und Friedens >ewe- 

gung!

Doch neben iei sind a ich die 

Geographiestudenten Menschen, 

die ''eine Lust haben, sich ver- 

saften zu lassen.Ihre derao- 

’ ratisch gewählten Vertreter 

bringen den Wunsch,doch die 

Leute zu überleben,denen soviel 

daran liegt,Europa zu ver- .

nichten,legitimerweise zum * 

Ausdruck.

Das kann doch nicht 
unser Emst sein!

Die Gedan en’-onstru tion der­

jenigen,die uns zum Schweigen 

bringen wollen,wir dürften kein 

nolitisches Mandat wahrnehmen, 

da die Studentenschaft Zwangs­

mitglied schuft besäße,faß 1 niohtx

Unsere Bundesregierung dürfte 

demnach nicht für die Bundes­

bürger sprechen,da wir auch 

Zwangsmitglieder dieses unseres 

Landes sind.Vielleicht sollte man 

Herrn Trohl wegen Wahrnehmung 

des "allgemein-politischen Man­

dats" verklagen,aber wahrschein­

lich würde er sagen,er wisse von 

nichts,man solle mal. in München 

anfragen.

organe dem kapitalistischen Sys­

tem,diesem Staat und den ihn be­

herrschenden Kräften zunehmend 

vritioch oder ablehnend gegenüDer 

stehen,hat sich einiges geändert. 

Plötzlich erscheint es angebracht, 

über eien formaljuristischen 

Trick ein Grundrecht auszuschalten.

Das Stahlnetz 
stülpt sich über uns

Die Pachschafts-VV vom 27.4.83 

unterstützt noch einmal nach­

träglich den Aufruf des Mar- 

burger Forums in der OP vom 3.3. 

H3. Sie stellt fest, daß die von 

ihr gewählten Fachschaftsvertreter 

in ihrem Sinne gehandelt hatten. 

Die Fachschaft Geographie hält es 

für unbedingtnötig, zur Frage der

e sehr ie Argumentation der 

•eunde des Maulkorbs an den 

inren herbei gezogen ist,zeigt 

.ch beim Blick auf die jüngere 

jrgangenheit,in der es ,als sich 

tudenten noch systemstabilisie- 

?nd verhielten,gern gesehen wur- 

pwenn Studentenschaften sich 

gen das "Unrechtsregime in der 

Z"äußerten.Seit aber Studenten 

d ihre Interessenvertretungs-

Daoei stört es wenig,daß die 

demokratische Legitimation der 

meisten Fachschaftsvertreter 

weitaus eindeutiger ist,als etwa 

die einer Bundesregierung,die 

ihren Wahlsieg der Erpressungs­

politik der Wirtschaft und der 

Vol''sverdurnrr<ung und Hetze einiger 

?bsolutistischer Beherrscher der 

Medienlandschaft verdankt.

Die Fachschaft Geographie wird 

sich mit allen zur Verfügung ste­

henden Mitteln gegen die Beschnei­

dung ihrer Rechte zur Wehr setzen. 

Gerade die Frage der Sicher m g  des 

Friedens wird in Zulainft angesiphts 

der im Herbst geplanten Statio­

nierung von Pershing IT und Cruise 

Missiles eine zentrale Rolle in 

der Arbeit der Fachschaft spielen. 

Wir rechnen in den möglicherwei­

se folgenden Auseinandersetzungen 

mit der Unterstützung von Euch, 

von anderen Fachschaften, 

den linken politischen Hoch­

schulgruppen, dem AStA, der VDS 

und den Gewirk ■chu ft,pn

Friedenssicherung und gegen die 

Stationierung der Pershing II und 

Cruise Mis'siles Stellung zu be­

ziehen. Entsprechend weist die VV 

die Angriffe der Universitätslei­

tung auf ihre Vertreter und jede 

Restriktion, die sich gegen die 

Wahrnahme des politischen Mandats 

richtet, z.B. Streichung der Fach­

schaftsgelder, Ordnungsgelder o.ä., 

zurück.

Wir fordern die Fachschaftsver­

treter auf, weiterhin das politi­

sche Mandat wahrzunehmen. Eine Un­

terteilung in allgemein-politisches 

(verboten) und hochschulpolitisches 

(erlaubt) Mandat wird von ihr als 

ein durch nichts begründbarer Akt

der Meinungsunterdrückung nicht 

hinger.ommen.

t
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Hans D ietrich Genscher !

In trigant und Schurke in einer widrigen 
Lakaienkomödie, der überschlau beginnt 
und überdumm weitermacht, der allen Haß 
auf sich konzentriert und a lle  Prügel 
bezieht : erweckte er nicht doch 
M itle id  ?
Eben nicht ! Oder doch ?
Das war aufopfernde Selbstdarstellung 
und Preisgabe bis zum letzten Tropfen 
Herzbluts : kein Fünklein Sympathie 
für Genscher im weiten Rund, nicht bei 
den M itspielern, nicht beim Publikum. 
Genscher bewirkte einen moralischen 
Schock - wann gelingt das unseren 
Staatskomödianten je ? - bei größeren 
Teilen des Publikums, als er der Partei 
ih r klein Häuschen versilberte" ; er 
brachte die Lacher auf die Seite eines 
anderen Glaubwürdigkeitjongleurs ( F. 
Zimmermann, CSU ), den zuvor kaum jemand 
amüsant fand. Es waren nicht nur die üb­
lichen Ästheten, die Genscher als "Hans 
Sumpf in allen Gossen" für die optimale 
Besetzung hielten und ihm in dieser 
Rolle ein langes, anerkanntes Wirken 
wünschen !

Helmut Kohl !
Läppisch-täppisch-unvermeidlich, war er 
es, der (obwohl zunächst nur als "lustige 
Person" engagiert ), die Sentimentalitäten 
und die nachdenklich- mitfühlenden Geister 
auf seiner Seite hatte. Präzisionstol­
patsch von kaum faßlich fe iner, dann wieder 
grundstürzend derber Unbeholfenheit : so 
war er das Rührstück in der Farce, Fett­
auge und Träne in der Ämtersuppe, Wärm­
flasche in kalter Ze it, etwas für jedes . 
Gemüt und jede Gemütslosigkeit.
Viele hätten ihn weiterhin bevorzugt als 
"Doppel- N u ll", als "ewigen Kandidaten", 
als "schwarzes Nichts". Diese übersehen, 
daß Kohl sehr wohl imstande sein könnte, 
neue Farben und Tönungen ins ( dank Schmidt) 
a llzu schlachtschiffgraue Kanzlerbild zu 
bringen. Die Ansätze sind vorhanden. 
Imponierte denn n icht, wie er zum Beweis 
wurzelhafter Bodenständigkeit das schöne 
a lte  Volkslied "Ken schöner Land in 
dieser Zeit " “anzustinmen trachtete und 
auf Anhieb die "New Wave- Variation 
"In diesem unserem Lande is t  je tz t nicht 
die Stunde"
schuf ? Und dann seine Zwischenfrage an 
Strauß im härtesten Koalitionspoker :
"Schreibt sich Kan-t-s-ler nicht doch mit
'c', lieber Franz- Josef ?" .
Lernfähigkeit is t Kohl nicht abzusprechen; 
die Festlegung des "K anzlers" ( von
Adenauer bis Schmidt ) auf das Erwecken 
und Befestigen von Illusionen bei Wählern 
a lle r Parteien könnte von Kohl gründlich 
rev id ie rt werden.In dieser echten Aufgabe 
sind ihm Stehvermögen und Phantasie zu 
wünschen. Die Birne, die nimmer müde glüht, 
wird gerade andere erleuchten !
Bleiben Nebenerscheinungen zu erwähnen :
Kräfte von kommunalen Bühnen und Straßen­
theatern und sog. Aktionkünstler verkündeter. 
inner wieder, das sei alles nur"Theater", 
Problemstücke hätten sich der "Realität" 
zuzuwenden : ^
akw's, waa 's , Raketen, G ift zu Wasser, zu ^  
Lande und in der Lu ft, Ausbeutung, Im p e ria l­
ismus und weiß der Teufel was. 1
Die K ritike r waren nicht sonderlich be- ~ 
eindruckt, da offenbar einige A lte rna tiv ­
schauspieler mit Stellen im Ensemble der 
Staatsbühnen schon zufrieden wären.
Im Publikum jedoch bleiben solche staats­
theaterwidrigen Parolen nicht ohne Widerhall 
und die Saison is t  noch lange nicht Z14 
Ende.
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Was haben wir davon?

Die Wahlen sind vorbei, und wir haben nun den Salat. 

Täglich Kohl und re ich lich selbstgezimmertes Flick-
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und wird auch uns schon bald die frechenNasen kühlen. 

Der Abbau der Sozial leistung wurde mit der Streichung 

des Schüler-BAFöG und der Umstellung des Studenten- 

BAFöG auf Darlehen eingeläutet. Die nächste Runde 

soll dann mit der Einführung von Studiengebühren 

folgen. Studieren wird teuer!

(

Demonstrieren auch! Wer gegen diese Kürzungen auf 

die Straße geht, muß damit rechnen, die Polizisten  ̂  ̂

bezahlen zu müssen, die ihn von der Straße fegen.

Und so llte  irgendwo bei einer Demonstration Gewalt 

aufkochen, muß jeder, der nicht gleich darauf davon­

rennt, sogar mit Knast kalkulieren. Harte Zeiten!

Das haben wir davon! Der Aufschwung kommt, vielbe­

schworen, sicher auch bald. Jedenfalls, wenn man dem 

Herrn Bundeskanzler glaubt. Und dieser Kanzler 

schafft ja bekanntlich Vertrauen. Also kommt der 

Aufschwung bald. Dann kann die deutsche Industrie 

endlich wieder investieren! Dann geht es uns allen 

wieder gut, auch uns Studenten!

Dann können wieder neueMaschinen angeschafft werden. 

Damit können wieder ein paar Arbeiter "fre i"-gestel 11 

werden. Das Heer der Arbeitslosen, der Faulpelze a l­

so, die sich nur in der sozialen Hängematte räkeln, 

wächst weiter. Da fa llen  die paar arbeitsscheuen 

Studenten fast gar nicht mehr auf! |

Und überhaupt wird a lles besser. Die Raketen schützen 

uns vor den bösen Russen und Ronald Reagan vor uns. 

Denn wenn doch was passieren so llte , fa llen uns deren 

russische Brüder auf den Kopf. Ronny hat jedenfalls 

keinen Ärger mit uns.ebensowenig wie mit dem Kohl, zu 

dem er "you" sagen darf.

Der saure Reagan zetert nur gegen die amerikanischen 

Freeze-Freunde, weil doch a lle in  er fü r Frost in der 

P o litik  zuständig is t .  Der saure Regen f ä l l t  derweil 

weiter auf uns und unseren Baum, trotz a lle r Großfeu- 

erungsanlagen-Verordnungen, die der Zimmermann nur 

ausgibt, damit er einen guten Baum zu Holzkohle ver­

arbeiten kann. Der Aufschwung, v ie lle ich t als Turnü­

bung, b le ib t uns Studenten allemal. Das In s titu t für 

Hoch Schulsport Am Plan erläu tert denselben gern.

Der fesche Recke benötigt dazu nur ein Reck, einen 

Barren Gold als Studiengebühr und vor allem D iszip lin. 

Also, Leute! g f

F. J. Hanke
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"Meine Hochachtung unseren Müttern, die ein Leben 

lang ihre P flich t getan haben, ohne zu protestie­

ren. Die nie demonstrieren konnten - gar nicht 

wisspn, wie es geht. Die aufopfernd diese Leistung 

gebracht haben, nach zwei Kriegen. Jetzt - in 

diesem kritischen Zeit - wird sich zeigen, daß 

die Enkelin genauso tapfer sein kann wie die 

Oma."
So äußerte sich Bundeskanzler Helmut Kohl zum 

Thema "M ütterlichkeit" in der Z e itsch rift "Bild 

für die Frau" im November 1982. Weitere Phrasen 

und, typische Formulierungen, die vornehmlich 

CDU-Politiker in den Mund nehmen, sind:

"Zu einer menschlichen Gesellschaft gehören 

Werte, die ihre Heimat in der Familienkultur 

haben, wie Liebe, Natürlichkeit, Treue, Hüten, 

Verzicht, Vorsorge für kommende Generationen. 

Mütterlichkeit is t  das Symbol für diese Werte.

Die neue Zeit muß im Gewand der Mütterlichkeit 

kommen."

"Das Kind braucht in den ersten Lebensjahren 

vor allem die Mutter."

"Es is t aber nicht Aufgabe der P o lit ik , auch 

noch die letzte Frau in das Erwerbsleben zu drän­

gen. Erwerbsarbeit is t  nur ein Weg zur Selbstver­

wirklichung. Deshalb setzen wir uns auch ein für 

die Gleichberechtigung der nichterwerbstätigen 

Frau und Mutter."

(a lle  Zitate aus dem Blüm-Papier: "Die sanfte 

Macht der Familie")

Es steht fest: die Frauen sollen an den Herd 

zurückgeschoben werden, wo sie sich wieder aus­

giebig um Haushalt und Kinder kümmern.

Auf dem Arbeitsmarkt werden sie nicht meti- ge­

braucht, denn die Berufsbereiche, in denen Frauen 

übermäßig vertreten sind, sind besonders von 

Arbeitslosigkeit betroffen. Siehe dazu den 

Dienstleistungssektor (Handel, Banken, Versiche­
rungen, soziale Berufe).

Eltern werden ihren Sohn ermutigen, ein Studium 

aufzunehmen (wenn sie überhaupt sich für ein 

Studium noch begeistern können) und der Tochter 

raten, lieber zu heiraten. Angesichts der 

schlechten Berufsaussichten für Frauen (der Anteil 

der arbeitslosen Akademikerinnen stieg von 28 % 
im,Jahre 1975 auf 47 % ii.i Jahre 1981) werden sie

es sich dreimal überlegen, ob die Aufnahme eines 
Studiums sinnvoll is t ,  wenn sie hinterher einen

Schuldenberg von 40.000 DM zu bewältigen haben.

Die Frauen werden daher abgeschreckt und ver­

zichten fre iw ill ig.

Damit wird den Frauen die finanzie lle  Absicherung 

zur ökonomischen Unabhängigkeit von Mann und 

Elternhaus genommen. Die Frau wird in ihren Mög­
lichkeiten zu höherer Qualifikation und zur

weiterführenden Persönlichkeitsentw'oklung beschnitten. 
Nicht nur beim Thema BAFÖG be;chreitet die 

CDU/CSU/FDP-Regierung neue Wege, die die 
Situation der Frauen zunehmend verschärfen.

Auch beim Thema “Schwangerschaftsabbruch" 

laufen die Bestrebungen nicht nur auf eine 

Verschärfung des § 218 hinaus, sondern z ie lt  

auf die vö llige 11 lega! isierur.g der Abtreibung ab.

Das Bundesverfassungsgericht soll über eine Ein­

gabe der Regierung befinden, die besagt, daß die 
Krankenkassen bie sozialer, eugenischer und 

kriminologisener Indikation den Abbruch nicht 

mehr finanzieren sollen. Der Termin für diese 

Verhandlung steht noch nicht fest.
- Den Frauen wird das Selbstbestimmungsrecht über 

ih r Leben entzogen

- Frauen werden gezwungen, Kinder zu gebären 

ohne Rücksicht auf  persönliche Lebensumstände

- Die reaktionäre Familienideologie w ill die 

Frauen wieder zurück an'den Herd schicken, 

sie durch Kinder ans Haus binden

- Die Frau wird zur Nachwuchsproduzentin 

degradiert.

Was bedeutet das nun fü r Frauen, die studieren 

wollen oder schon studieren?

Schüler-BAFöG soll gestrichen werden und BAFÖG 

für Studierende auf Volldarlehen umgestellt werden. 

Für Frauen heißt das:

DESHALB UNSERE FORDERUNGEN:

+ Veiles Selbstbestimmungsrecht für Frau und Mann 

+ Bezahlung von Abbrüchen durch die Krankenkassen 

+ Keine Diskriminierung der Frauen durch Staat 

und Ärzte

+ Keine Strafverfolgung und Einschüchterung der 

abtreibenden Frauen und Ärzte 

+ Unterstützung der Arbeit von Pro Fomilia durch 

ausreichende finanzie lle  Mittel 

(■ Sichere, unschädliche und kostenlose Verhütungs­
m ittel für Frau und Mann 

+ Keine Zwangsberatung der Frauen vor einem 

. Abbruch

•* Abschaffung der herrschenden Familienideologie 

+ Bundesweite Einrichtung von Schwangerschafts- 

konfliktzentren.
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Ausbildung und Förderung derselben

Gemeinhin wird das "System der Ausbildungsförderung" 

als eine der großen Errungenschaften der sozial­

liberalen Koalition betrachtet. Was steckt wirklich 

dahinter?

Eine allgemeine Ausbildungsförderung für Studenten 

gibt es in der BRD aber bereits seit dem 1.7.1959.

Zu diesem Zeitpunkt wurde aufgrund eines von der 

Westdeutschen Rektorenkonferenz (WRK) und des VDS 

miterarbeiteten Vorschlags das "Honnefer Modell" 

eingeführt. Entsprechend war für die Vergabe dei 

Mittel an die Studenten das jeweilige Studentenwerk 

zuständig und nicht etwa ein staatliches Amt (wie 

etwa bei Wohngeld oder Sozialhilfe).

Obwohl die Zuständigkeit noch eindeutig bei den Kul­

tusministern der Länder lag, legte der Bund, da er 

die Hälfte der Kosten trug, in der Praxis schon 

damals die Bewilligungsbedingungen fest. Gefördert 

wurden nur deutsche Studenten, und zwar bis zum 

dritten Semester allein nach Bedürftigkeit, während 

für eine Förderung nach dem vierten Semester eine 

Eignungsprüfung bestanden werden mußte.

Daneben gab es aber auch eine Vielzahl anderer 

öffentlicher Unterstüzungsmöglichkeiten, unter an­

derem im Rahmen der Sozialhilfe. Diese "verwirrende 

Vielfalt" führte schon im Jahre 1959 zu der ein­

stimmigen Entschließung des Bundestages, die Bundes­

regierung solle "so bald wie möglich den Entwurf 

eine Ausbildungsförderungsgesetzes vorlegen". Trotz 

eines regen Hin- und Herwanderns von Entwürfen, 

Gegenentwürfen, Stellungnahmen usw. ermöglichte erst 

eine noch durch die große Koalition vorgenommene 

Grundgesetzänderung (12.5.69) die Verabschiedung 

entsprechender Gesetze.

Änderung der Bund-Länderkompetenz

Dem Bund wurde für den Bereich der Ausbildungsför­

derung eine (konkurrierende) Gesetzgebungskompetenz 

zugestanden (Art. 74 Nr. 13) und dife Beschneidung 

der Bildungshoheit der Länder, die sich schon mit 

der Einführung des Honnefer Modells abzeichnete, 

so auch grundgesetzlich festgeschrieben. Eine zen­

trale Steuerung durch den Bund war nun möglich - 

und wurde schon wenige Tage später zur Verabschiedung

einer Schülorförderung genutzt (nach den neuesten 

Entwürfen wird ja übrigens genau dieser Bereich am 

stärksten vom Kahlschlag betroffen sein; offen­

sichtlich das bildungspolitische Experimentier- 

bzw. Steuerungsfeld: weniger Abiturienten führen 

zu weniger Studenten).

Heulen muß man bei beiden!
Das BAFDG

Im Juni 1971 verabschiedeten dann wiederum alle 

Fraktionen des Bundestages das Bundesausbildungs­

förderungsgesetz (übrigens auf der Grundlage der 

mittelfristigen Finanzplanung der Großen Koalition 

in den Jahren 1967 ff.). Die Bedeutung dieses 

Schrittes sollte man in den materiellen Auswirkun­

gen für die Studenten auch nicht überschätzen, denn 

immerhin erhielten fast ein Viertel von ihnen 

( 1 968: 21 , 7 °&) Unterstützung nach dem Honnefer Mo­

dell. Der Bund hingegen hat seitdem die Möglichkeit 

der zentralen Steuerung der universitären Ausbil­

dung erhalten, zumal andere Unterstüzungsmöglich­

keiten damit weitgehend entfallen sind (Sozialhilfe, 

Wohngeld).

Gern. § 1 BAFÖG steht jetzt jedem Studenten "für 

eine der Neigung, Eignung und Leistung entsprechende 

Ausbildung" ein Rechtsanspruch auf Ausbildungsför­

derung zu.

Die Auslegung dieser drei Begriffe läßt natürlich 

eine große Breite von Variationsmöglichkeiten zu, 

wie in den letzten zehn Jahren zu sehen war.

DIE ÄNDERUNGEN
In den folgenden zehn Jahren gab es a lle in  sieben 
BAFOG- Änderungsgesetze sowie zahlreiche weitere 
- zum Teil indirekte - E ingriffe wie z.B. die Neu­
fassung des Wohngeldqesetzes. Schon im zweiten 
BAFÖG- AndG. ( 1974 ) wurde der "grunddarlehens- 
an te il" von Dm 150,-- sowie die Möglichkeit der 
Förderung unter dem "Vorbehalt der Rückforderung" 
eingeflihrt, während die Zahl der voll geförderten 
Studenten bereits von 22,4 X (1972) auf 17,5 X 
(1973) zurückgegangen war ( Teilförderung 1972;
38,1 % , 1973; 36,9 % ).
Die zurückhaltende Erhöhung der Freibeträge und 
Bedarfssätze und eine zunehmend re s trik tive  Aus­
legung bei der Anerkennung steuerlicher Abzugs­
möglichkeiten führen in den nächsten Jahren da­
zu, daß für einen immer geringeren Anteil der 
Studenten immer geringere Zahlungen bew illig t 
werden, tro tz anhaltender In fla tion . Ständig 
wird in der Rechtsberatung die Frage geste llt:
"Was kann ich machen, mein BAFÖG is t  von 530,— 
auf DM 170,— gekürzt ( zum Teil rückwirkend ! ! ) ,  
obwohl meine Eltern kaum mehr verdienen ?"
A n tw o rt"Ju ris tisch  - Nichts".
Besonders e ingeschränkt  wurde schon im 6. ÄndG.
1979 die Förderungsmöglichkeit für "eine weitere
Ausbildung", etwa ein Studium nach vorangegangener -rmz, D
anderweitiger Ausbildung oder ein Zweitstudium. £ jJ^ i6£A /3  hSv6T \pR
Im 7. ÄndG. 1981 wurden die Vorraussetzungen 
nochmals wesentlich verschärft. Seitdem kann 
günstigsten Fall noch "eine einzige weitere Aus­
bildung" gefördert werden (was aber praktisch so 
gut wie nie vorkommt).
Ein Studium als Möglichkeit persönlicher Fortb ild ­
ung und Emanzipation is t  unerwünscht, is t  w irtschaft­
lich nicht verwertbar (vgl. §7 Abs. 2, S.1,2 ). ^
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Welche juristischen Möglichkeiten bei einem - 
weshalb auch immer - ablehnenden Bescheid des 
Studentenwerkes gegeben sind :
Anträge auf Verlängerung der Förderungshöchstdauer 
wegen Gremienarbeit sind generell möglich, mehr noch: 
vorgesehen, denn diese is t  ausdrücklich im Gesetz ge­
regelt ( § 15 Abs. 3 Z if f .  3 BAFÖG ).
Das Gesetz verwendet dabei allerdings Begriffe wie 
"angemessen" etc. für die Förderung über die Förder­
ungshöchstdauer hinaus. Zu diesen Begriffen ( in der 
juristischen Terminologie nennt man sie unbestimmte 
Rechtsbegriffe ) g ib t es Rechtssprecrung, die bei 
einem Verwaltungsgerichtlichen Vorgehen berücksichtigt 
werden muß.
Im Sozialgesetzbuch, das auch für BAFÖG- Angelegenheit­
en g i l t ,  is t  vorgeschrieben, daß ein Bescheid zu be­
gründen is t  und die Begründung eines Bescheids die 
wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe ent­
halten muß ( § 35 Abs. 1 SGB X ), die die Behörde zu 
ihrer Entscheidung bewogen haben.

Ein weiteres Argument zur Ablehnung eines Antrages 
auf Verlängerung der Förderungshöchstdauer is t ,  daß 
derjenige, der weitergefördert werden w il l ,  sowieso 
nicht innerhalb der Verlängerungszeit seinen Studien­
abschluß erreichen wird. Das is t ein juristisches 
Problem, d3S noch nicht ausgetragen is t  und uns in

den nächsten Jahren stark beschäftigen wird.
Das ßundesverwaltungsgericht v e r t r i t t  die 
Ansicht , daß die Förderungshöchstdauer 
überhaupt nicht verlängert werden kann, wenn 
der Studienabschluß nicht innerhalb der ver­
längerten Zeit erreicht werden wird.
Das Verwaltungsgericht Frankfurt und z.T. 
auch der Hessische Verwaltungsgerichtshof 
sind demgegenüber der Auffassung es käme 
nicht darauf an, wann das Examen abgelegt wird.
Für diese Ansicht gibt es gute Argumente, so daß 
sich le tz tlic h  erweisen wird, daß sie durch­
setzbar sind.
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Wenn jetzt ein Bescheid koimt, daß dem Widerspruch 

nicht stattgegeben worden ist ( juristisch heißt dieser 

Bescheid Widerspruchsbescheid), ist binnen eines Monats 

nach Zustellung dagegen Klage beim Verwaltungsgericht 

Frankfurt einzulegen. Auch diese Klage muß nicht begrün­

det werden, jedenfalls nicht innerhalb dieser Frist, 

da die Begründung immer noch nachgereicht werden kann.

Ab dem Zeitpunkt der Klageeinreichung dauert, alles sehr 

lange.

Ich werde jetzt ausführen, was juristisch zu machen 

ist, wenn ein Ablehnungsbescheid des Studentenwerks 
ergeht.

Gegen diesen Bescheid ist Widerspruch einzuiegen, 

und zwar innerhalb eines Monats, nach dem dieser Be­

scheid angekommen ist. D.h., der Widerspruch muß 

innerhalb eines Monats beim Studentenwerk sê in. Der 

Widerspruch braucht nicht begründet zu sein, kann es 

aber. Meine Erfahrungen der letzten Zeit sind, daß 

dem Widerspruch in der Regel nicht stattgegeben wird, 

so daß es gleichgültig ist, ob er begründet wird oder 

nicht. Ich begründe ihn trotzdem, weil ich die Argu­

mente, die ich zur Begründung heranziehe, auch im weiter­

gehenden Verfahren verwenden kann.

<SPI  (0

Gegen dieses Urteil ist dann die Revision zum Bundes­

verwaltungsgericht möglich, falls der Hessische Verwal- 

uungsgerichtshof die Revision zugelassen hat. Wenn 

nicht, kann eine Nichtzulassungsbeschwerde gemacht wer­

den. Hat diese Erfolg, kann das Revisionsverfahren 

durchgeführt werden. Dabei ist eine Vertretung durch 

einen Anwalt vorgeschrieben, ansonsten nicht.

Parallel zu diesem Klageverfahren gibt es noch die 

Möglichkeit, ein Eilverfahren, d.h. einen Antrag auf 

Erlaß eines einstweiligen Anordnung, vor dem Verwaltungs- 

gericht anzustrengen. Dies ist dann sinnvoll, wenn jemand 

sonst kein Geld mehr bekommt, also wenn aufgrund der 

Ablehnung von Zahlungen nach dem BAFÖG nicht mehr wei- 

t-̂ rstudiert werden könnte. Es ist dann auch aufgrund 

der langen Verfahrensdauer in der Verwaltungsgerichts- 

barkeit, die an Rechtsverweigerung grenzt, notwendig, ein 

Eilverfahren zu betreibenZur Begründung des Anspruchs, 

warum man BAFÖG zu bekommen respektive weiterzubekommen 

hat, sind eidesstattliche Versicherungen beizubringen, 

Unterlagen vorzulegen etc. Ein Antrag auf Erlaß einer 

eistweiligen Anordnung muß begründet werdne. Diese 

Begründang muß zwei Schwerpunkte enthalten: zum einen 

muß glaubhaft gemacht werden (durch eidesstattliche Ver- ' 

Sicherungen etc.), daß ein Anspruch auf Förderung nach ^ 

dem BAFÖG sehr wahrscheinlich ist, zum anderen, daß 

schwerwiegende Nachteile für den Antragsteller entstehen, 

wenn die einstweilige Anordnung nicht erlassen wird - 

er also nicht weiterstudieren kann etc.

Das Verwaltungsgericht gibt diesem Antrag statt oder 

es lehnt ihn ab.

Es handelt sich hierbei zwar um ein Eilverfahren, also 

ein Verfahren, das allen anderen Verfahren vorgeht.

Das bedeutet meiner Erfahrung zufolge nun leider nicht, 

daß darüber besonders schnell entschieden wird, sondern 

lediglich, daß schneller als im normalen Klageverfahren 

entschieden wird. Eine Entscheidung um Eilverfahren 

dauert ungefähr 3 - 4  Monate.

Falls dem Antrag nicht stattgegeben wird, kann dagegen 

Beschwerde eingelegt werden, die beim VG Frankfurt ein­

gereicht wird und zum VGH geht. Bis der VGH entschei­

det, dauert es vielleicht noch einmal sechs Monate.

Theoretisch

geht es dann folgendermaßen weiter: es gibt eine münd­

liche Verhandlung, dann ein Urteil. Gegen dieses Urteil 

kann Berufung eingelegt werden (jedenfalls in der Regel), 

und zwar von demjenigen, der unterlegen ist. Wenn also 

die Klage eines Studenten auf Zahlung von BAFÖG abgelehnt 

worden ist, kann er in die Berufung gehen, wenn das 

Studentenwerk zur Zahlung verurteilt worden ist, kann 

es Berufung einlegen. Ich bin sicher, daß dies in vielen 

Fällen, in denen das Studentenwerk verurteilt wird, 

auch gemacht werden wird, und sei es nur, um eine Frage 

wie die oben angeschnittene, ob das Examen innerhalb 

der Verlängerung der Förderungshöchstdauer abgeschlossen 

werdne1 muß, gerichtlich und endgültig klären zu lassen.

Die Berufung ist beim Verwaltungsgericht einzulegen 

und geht an den Hessischen Verwaltungsgerichtshof in 

Kassel. Dann wieder das gleiche: Verhandlung, Urteil

Diese
Darstellung des Gangs des gerichtlichen Verfahren 

soll aber keine Abschreckungsfunktion haben. Ich bin

der Ansicht, daß auf jeden Fall gegen Ablehnungsbeschei­

de des Studentenv/erks juristisch vorgegangen werden 

soll, falls auch nur die geringste Chance besteht.

Es sollte sich niemand davon abschrecken lassen, nur 

weil das Studentenwerk durch die Ablehnungsbescheide 

den Eindruck vermittelt, man sei im Unrecht. Allein 

schon deshalb, weil in der Mehrzahl der Fälle, die 

ich zu sehen bekommen habe, dies nicht richtig ist, 

in denen also das Studentenwerk eindeutig juristisch 

im Unrecht ist. Zum anderen besteht die Gefahr, daß 

im Laufe der Zeit immer mehr Ablehnungsbescheide er­

gehen, wenn viele Leute nichts gegen diese unternehmen. 

Zudem gibt es ganz eindeutig einen ANspruch auf Förde­

rungsleistungen, zumindest im Augenblick noch. Rechte, 

die einem zustehen , soll man in Anspruch nehmen. Es 

gibt keinen Grund, darauf zu verzichten.

Zeitschrift
Gut finanzieren — 
heruhigt studieren

Auf staatliche Ausbildungshilfen — 
können sich Eltern nicht mehr al­
lein verlassen, denn die a llge­
meine Finanzlage des Bundes 
' ’ih rt auch im Bereich der Ausbil- 
dungsförderung (BAFÖG) zu Kür­
zungen. Studenten erhalten vom 
W inter-Semester 1983/84 an nur 
noch Darlehen als Studienförde­
rung. Geht man davon aus, daß 
die Gesamtkoston für ein Studium 
m ittlerweile je nach Fachrichtung 
zwischen 20 400 DM und 66 300 
DM betragen, entstehen den El­
tern während des Studiums ihrer 
Kinder erhebliche monatliche Be­
lastungen. Daher ist die Eigenver­
sorgung im Interesse der Kinder 
notwendig Eltern, die die Zukunft 
ihrer Kinder nicht dem Zufall über­
lassen wollen, finden bei der R + V 
Lebensversicherung a.G. im Raiff­
eisen-Volksbankenverbund mit 
dem R T- V-Studienfinanz-Plan die 
passende Versicherung.

Der R-I-V-Studienfinanz-Plan er­
m öglicht es, ein bestimmtes Kapi­
tal zu einem vorher festgelegten 
Termin bereitzustellen. Je nach 
Laufzeit und individuellen Vorstel­
lungen kann die Vertragsdauer so 
gewählt werden, daß die Versi­
cherungssumme vor Beginn oder 
nach Ende der Ausbildung mit 
den beträchtlichen Gewinnantei­
len zur Aviszahlung kommt. A u f­
grund dieser M öglichkeit lohnt 
sich der R + V-Studienfinanz-Plan 
auch, wenn das Kind bereits in 
der Schule ist. Dann legen die El­
tern den Auszahlungszeitpunkt 
auf das voraussichtliche .Studien­
ende und verwenden die Versi­
cherungsleistung zur Tilgung en t­
standener Ausbildungskosten 
(z.B. Rückzahlung von Darlehen).

Der R + V-Studienfinanz-Plan hat 
viele Vorteile, die die Kinder w äh­
rend der Ausbildung brauchen:

aktuelle Meldungen

der Volksbanken

Raiffeisenbanken

— Die Versicherungssumme 
steht dem Kind in jedem Fall 
zum vorgesehenen Zeitpunkt 
zur Verfügung, auch dann, 
wenn der versicherten Person, 
z.B. dem Vater, etwas zusto­
ßen sollte und ab diesem Zeit­
punkt keine Beiträge mehr zu 
entrichten sind.

— Bei Einschluß der Unfall Zu­
satzversicherung wird die Un­
fallsumme bei Unfalltod sofort 
gezahlt. Dadurch werden die 
Belastungen der Familie in e i­
ner schweren Zeit wenigstens 
von der finanziellen Seite ge­
m ildert, so daß die Ausbildung

der Kinder nicht vorzeitig in 
Frage gestellt wird.

— Die zu erwartenden Ausbil 
dungskosten werden m it rela­
tiv geringen M itteln planmäßig 
angespart Dieser Vorteil ist 
um so größer, je früher mit 
dem R + V-Studienfinanz-Plan 
begonnen wird.

— Die Beiträge können im Rah­
men der Vorsorgeaufwendun­
gen geltend gemacht werden 
und so das steuerliche Ein­
kommen mindern.

— Die hohe Gewinnbeteiligung 
und die Versicherungssumme 
sind steuerfrei.

— Sollte die Ausbildung länger 
als erwartet dauern, trägt die 
lukrative Gewinnbeteiligung 
dazu bei, die Ausbildung w ei­
ter zu finanzieren. Läuft alles 
planmäßig, kann die Gewinn­
beteiligung ein Startkapital für 
den angestrebten Beruf sein.

Nähere Informationen geben Ih­
nen gerne die M itarbeiter der 
R + V  Lebensversicherung a.G. so­
wie die Volksbanken und Raiff­
eisenbanken.
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AKTUELLES

Studienabbrecher

A lte r  V o rs ch lag  
e rn e u e r t
D üsseldorf/H annover. -  l)en 
schon mehrfach gemachten 
Vorschlan einer /wischen- 
oder Sonderprüfunp für po- 
Jenlielle Studienabbrecher hat 
kürzlich der Vorsitzende der 
nordrhein-westfalischen Hek• 
torenkonferen/, Professor 
Werner Müller-Warmuth, 
wiederholt.

Wenn es für diese Studen- I 
ten ..vernünftige Formen des ! 
Abgangs vor dem Abschluß- j 
examen gäbe, könnten die 
Hauptseminare in den obe- | 
ren Semestern erheblich ent­
lastet werden", meinte Mül- 
ler-Warmulh. bs sei unver­
antwortlich. „junge Men­
schen mehrere Jahre lang auf 
ein Ziel hin studieren tu las­
sen und ihnen int letzten Au­
genblick zu sagen, ihr habt es 
nicht geschafft." Dieser Kri­
tik fugte Müller-Warmulh

gleich einen Vorschlag hinzu: 
Wer eine solche „Zwischen­
prüfung“ gemacht habe, er­
halte ein „Diplom", das zum 
Beispiel im Fach Wirtschafts­
wissenschaften in etwa dem 
Abschluli der kaufmänni­
schen Lehre nahekomme. 
Müller Warmuth glaubt, daß 
die private Wirtschaft dieser 
Idee grundsätzlich positiv ge- 
gc-nüberstehe.

Der Leiter der Abteilung 
Forschungs- und Bildungs­
politik im Bundesverband

der Deutschen Industrie, 
Carsten Kreklau, stimmte 
dieser Idee zwar prinzipiell 
zu, meinte aber, daß es 
höchstwahrscheinlich einen 
harten Verdrangungswettbe- 
werb zwischen diesen „Di­
plomanden” und den Fach­
hochschulabsolventen geben 
würde, ir. dem letztere auf­
grund ihres „praktischen 
Wissens” überlegen seien. 
Die einzige Chance für die 
..Zwischenprüfungsdiplo­
manden" liege darin, in einen 
der vielen innerbetrieblichen 
Ausbildungsgänge eintreten 
zu können. Sie verfügten 
dann immerhin über Grund­
kenntnisse, auf denen die 
Firmenausbildung gut auf­
bauen könne. Trotzdem 
warnt Kreklau davor, mit 
den „diplomierten" Abbrc- 
chern den Arbeitsmarkt zu 
„überschwemmen". Besser 
sei in jedem Falle, entweder 
das Studium zu beenden oder 
direkt eine betriebliche Be­
rufsausbildung zu beginnen.
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Al le  Leute reden vom BAFÖG, nur der AStA, diese Schweinebande, tu t  nie etwas. 

Abzusehen davon, daß wir e rs t  unsere Gehirnwindungen benutzen und dann was sagen 

bzw. zu Papier bringen, stimmt oben genannter Vorwurf eh n icht .  Dazu braucht der 

Mensch sich nur die schönen bunten AStA-Infos vom November 1982 bzw. Januar 1983 

durchzulesen (und natür l ich auch verstehen, was da so s teht;  damit haben anscheinend 

einige Leute erhebliche Schwierigkeiten gehabt).  Da steht dann a l les  drin über 

BAFöG-Streichungen, Studiengebühren, CDU-Strategie, Stellungnahmen, Analysen, Demos 

und andere A k t iv i tä ten  (auch und insbesondere des AStAs, versteht  s ich ) .  Wer's 

nicht glauben mag: wir  haben noch einige Exemplare da. Adresse: AStA Marburg, 

Erlenring 5, 3550 Marburg (unter'm BAFöG-AnO.

Da warfen uns docn einige Leute ta tsächl ich  vor,  wir würden nichts,  aber auch gar 

nichts machen; sie aber hätten schon ein Programm: U n te rs c h r i f te n l is te ,  Aktionstag,  

Demo, Warnstreik,  S t re ik  (wir schlagen vor: Revolution am 13.11.1983; das i s t  ein 

Sonntag, da können auch die Schüler mitmachen) und:

Massive Aktionen gegen die Rechtsregierung 3x!

( I s t  e igen t l ich  r e l a t i v  komisch: der SPD/FDP-Regierung wurden massivste Aktionen, 

bre i tes te  Proteste und bundesweite Streiks angedroht; für  die Kohl-Genscher-Regie­

rung, die doch eine ungehörige Verschärfung oder gar 'ne Wende gegenüber dem anderen 

Helmut d a r s t e l l t ,  reichen lahmarschige massive Aktionen und 'ne landes- bzw. bundes­

weite Demo aus - ein Beweis dafür ,  daß MSHB kein SPD-Richtungsverband s ind) .

Nun j a ,  w ir  haben - wie gesagt - unseren Grips angestrengt und uns mal erkundigt,  

was denn e igen t l ich  Sache i s t .  Und das s ieht  so aus:

Die Landesregierung b e t e i l i g t  sich beim Aufbringen des BAFöG-Etats für  Hessen mit  

35 % o , die res t l ichen  % t rä g t  die Bundesregierung. Diese 35 % sind in Hessen 110 Mio. 

DM und entsprechen der bisherigen gesamten Forderungssumme der hessischen Schüler.

Im Herbst soll  nun der berühmt-berüchtigte BAFöG-Beschluß der Kohl-Genscher-Mafia 

durchgesetzt werden, der vors ieht ,  das gesamte BAFÖG auf Darlehen umzustellen.
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Einige Leute spekulieren j e t z t  darauf,  daß die hessische Landesregierung in Form 

der SPD-Obermackers Börner & Co., a l len arbeitenden und studierenden Menschen von 

jeher  bzw. s e i t  der "Wende" ganz überaus freundl ich gesonnen, die 110 Mio. Kröten 

darlehensfrei  den Studis und Schülern zur Verfügung s t e l l t  ( s t a t t  BAFÖG zu 100 % 

auf Darlehen "nur" noch 65 % Darlehen, der Rest i s t  geschenkt).

Und da fängt der Faule-Eier-Tanz an:

a) Ein Teil  des Geldes i s t  bereits verausgabt, sie können daher weder das ganze Jahr 

über noch die gesamte Menge spezie l l  im Herbst verausgabt werden.

b) Das im Herbst auszuzahlende BAFÖG muß ( ! )  die Landesregierung nach der BAFöG- 

Novelle als Darlehen gewähren.

c) B le ib t  nur noch ein hessisches Gesetz, daß die dar lehensfreie Förderung von 

Student!inn)en und Schüler( inn)en vors ieht .  Dieses Gesetz müßte jedoch schleunigst  

vorbere i te t  und verabschiedet werden, da im Herbst 's BAFÖG nur noch als V o l l -  

darlehen ausgezahlt wird.

Je tz t  kommt Faule-Eier-Tanz 2:

a) Das Gesetz müßte verabschiedet werden, wozu es eine Mehrheit im Landtag benötigt ,  

die die kommissarisch amtierende Landesregierung nun mal nicht hat. Die GRÜNEN 

im hessischen Landtag - mit  denen wir  (wer w i l l ' s  verdenken) in Kontakt stehen 

wollen eine I n i t i a t i v e  s tar ten ,  die Position der SPD i s t  unklar:  die eine 

Information besagt, die SPD wäre nicht abgeneigt; der bi ldungspolit ische Spreche» 

der SPD, Heidemann, hä l t  eine Gese tzes in i t ia t ive  nicht für  s inn vo l l ,  da im 83er 

Haushalt kein Geld für  eine hessische Förderung vorgesehen i s t ;  d. h . ,  das 

Gesetz könnte zwar- verabschiedet werden, aber ohne Moos nix los.

b) Das wäre dann das zweite Problem: um eine hessische darlehensfreie Förderung 

zu gewährleisten, müßte ein entsprechend hoher Posten im Haushalt ausgewiesen 

sein: ca. 90 - 100 Mio. DM für  Ende 1983, mindestens 330 Mio. DM für  1984.
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Im bisherigen Haushaltsentwurf -  der Haushalt 1983 i s t  noch nicht  verabschiedet - 

i s t  diese Summe wie gesagt nicht enthalten. Um dem Entwurf ihre Zustimmung zu 

geben, fordern die GRÜNEN einen "ökologischen und sozialen Haushalt", der die 

besagten Beträge enthalten s o l l ;  die SPD w i l l  jedoch vor den Neu-Wahlen im 

September nicht  in diese Richtung akt iv  werden!

Was sich nach der Wahl t u t ,  i s t  f r a g l ic h .  Der SPD-Sprecher kann sich zwar dann 

eine Härteregelung fü r  die Schüler vorste l len  (sofern Börner dann noch am Drücker 

sein s o l l t e ] ,  fü r  die Studenten i s t  jedoch nix drin (es sei denn, die Studenten 

würden gegen die Schüler ausgespielt  - davon halten wir ehr l ich gesagt n ich ts ) .  

Außerdem: die hessische Landesregierung sei nicht dazu da, die re s t r ik t iv e n  

Beschlüsse der Bundesregierung aufzufangen, außerdem i s t  kein Geld da (sog. 

Sachzwang); die Schuld trage a l l e in  der Bund (so Heidemann).

Nichtsdestotrotz  s o l l t e  die G ese tzes in i t ia t ive  der GRÜNEN unterstütz t  werden, damit 

die SPD genötigt wird, ih r  Verhalten aufzuzeigen und zu rech tfe r t igen .

Zu den massiven Aktionen, mit denen Druck in den anscheinend ziemlich lu f t le e re n  0  

Raum ausgeübt werden soll  (die SPD macht wohl nicht  m it ,  aber wir zwingen sie mal):

Die schon geplante Demo in Wiesbaden erscheint nur dann s inn vo l l ,  wenn ein d i re k te r  

Bezug zu den Vorgängen im Landtag herzustel len i s t .  Konkret: wenn die I n i t i a t i v e  

eingebracht werden s o l l ,  können wir  ja  mal im schönen Abstand vom Landtag in Wiesbaden 

rumjoggen - die Aussicht, daß die SPD dadurch u m fä l l t ,  erscheint uns ziemlich gering.
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1 Ne Demo nur deshalb in Wiesbaden abzuziehen, weil schon lange keine mehr war und 

weil ein Kampf- und Aktionstag verordnet worden i s t ,  i s t  schon ’n bißchen blöd.

Zur Unterschrif ten!  is te ,  die auf der nächsten Seite auf vielfachen Wunsch nach 

jahrelangem Heulen und Zähneklappern der MSB/SHB/LHV/Jusos abgedruckt i s t  (nur mal 

kurz zur Klärung: Leute, wir drucken doch kein Extra-AStA-Info nur für  so 'ne 

komi sehe L i s t e . . . ) :

Wir können uns groß drüber fe tzen, ob in diesem, unserem Lande "Chancengleichheit 

im Bildungssystem" überhaupt zu verwirkl ichen i s t  oder ob's systembedingt doch 

recht schwierig is t  (glauben wir  je d e n fa l ls ,  siehe grünes GULLi/GBAL-Info); oder: 

warum die globale Forderung nach einem bedarfsgerechten BAFÖG nicht aufgeführt  

wird ( 'ne  Forderung, die wohl genauso unrealist isch i s t  wie die an die CDUCSUFDP-Mäcs, 

die a l te  BAFöG-Regelung bestehen zu lassen); oder: warum e igentl ich  die je tz ig e  

(zweite) Fassung so geändert wurde, daß die Berufsschüler im le tz ten  Spiegelstrich  

nicht mehr enthalten sind; oder: warum nicht kl ipp und k la r  mindestens 330 Mio.

Märker ( l i e b e r  noch'n paar mehr) von der hessischen Landesregierung gefordert werden, 

damit diese die unsozialen Bonner Neuregelungen abfangen kann; oder ob die betreffende  

Forderung der I n i t i a t i v e  nicht berei ts  ein zu großes Zugeständnis an die SPD se i .

Alles Punkte, über die wir uns hier  nicht s t r e i te n ,  die aber als Anregung und Über­

legung für  a l l e  dienen s o l l te n ,  die v i e l l e i c h t  nicht oder gerade doch unterschreiben 

wollen.

Also: wer unterschreiben w i l l ,  soll  dies auch tun. Doch wie der MSB r ic h t ig  sagt: 

■'Unterschreiben a l l e i n  re icht  nicht!"

Will  sagen: Die BAFöG-Neuregelung wie auch die Studiengebühren (sofern sie einge­

führt  werden) betref fen 'ne Unmenge von Student( inn)en. Wenn die Leute sich aber 

nicht betroffen fühlen (betroffen fühlen! und nicht:  betroffen gefühlt  werden) 

und ihre Gesäßregionen nicht hoch kriegen: wir  vom AStA sind nicht b e re i t ,  die 

großen Schaukämpfe zu ze lebrieren und die " In teressenvertreter"  zu mimen und die 

Student(inn)enschaft  guckt zu - oder s i t z t  in den Vorlesungen.

Zur B A F ö G - P r o b l e m a t i k  v e r a n s t a l t e t  der A S t A  zu s a m m e n  mit der FSK ein

H e a r i n g

Donn e r s t a g ,  19.5.83, 19 Uhr/ H ö r s a a l g e b ä u d e  

E i n g e l a d e n  sind:

ein M e n s c h  aus d e m  K u l t u s m i n i s t e r i u m  

Mutz (Gießen, SPD, MdL)

M e s s i n g e r  (Frankfurter Sp o n t i p l e n u m ,  die GRÜNEN)

M ü l l e r - K i n e t  (CDU, MdL)

Folz (Professor am F a c h b e r e i c h  Jura, Marburg, D e u t s c h e s  Studentenwerk)



Studiengebühren-BAFÖG - -  Diskussion mit Parteien: Donnerstag, 19. Mai im HSG

Der ASTA und die Fachschaftskonferenz veranstalten am Donnerstag, dem 19. Mai 
im Hörsaalgebäude eine Diskussionsveranstaltung mit den Landtagsparteien über die 
Möglichkeiten und Absichten der Parteien, die durch die Abschaffung des Schüler- 
BaFögs und die Umstellung des Studenten-BaFögs auf Darlehen eingetretene Lücke 
zu schließen.

Die Frage istr ob das Land Hessen für das BaFög nun einspringen will und kann 
und in welcher Höhe Landeszuschüsse bezahlt werden könnten.

Eine landesweite Unterschriftenliste fordert von der hessischen Landesregierung 
und den Parteien, eine hessische BaFög-ähnliehe Förderung einzurichten.
Die Unterschriftenliste ist im folgenden abgedruckt:

INIATIVE
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"Für Chancengleichheit im Bildungswesen - 

gegen BAFÖG-Kahlschlag und Studiengebühren"

Die Unterzeichner fordern von der Bundesregierung:

- eine Erklärung, daß auf die Einführung von Stu­

diengebühren verzichtet wird.

- Rücknahme der im Dezember 1982 gefaßten BAFÖG- 

Beschlüsse:

al:., erste Schritte zur Verhinderung der voll­

ständigen Umsetzung der unsozialen BAFöG-Be- 

schlüsse des Dezember 1982.

- Schaffung einer hessischen Ausbildungsför­

derung, die mindestens den alten Umfang der 

Förderung von Schülern, Studenten und Studie­

renden an Einrichtungen des Zweiten Bildungs­

weges gewährleistet.

- Keine Streichung beim Schüler-BAFöG
- Keine Umstellung des Studenten-BAFÖG auf 
Volldarlehen

- Keine Einschätzung der Förderung für den 
Zweiten Bildungsweg

Die Unterzeichner fordern von der Hessischen

Landesregierung und dem Landtag:

- Eine klare Ablehnung und Aktivitäten gegen jeg­

liche Pläne zur Einführung von Studiengebühren

- Keine Kürzung der Landesmittel für Ausbildungs­

förderung sondern,

- sofortige Schaffung von Notfonds für die 
vom Abbruch der Ausbildung bedrohten Schüler 
und Studenten,

- Zahlung des Länderanteils beim Studenten- 
BAFÖG als nichtrückzahlbares Stipendium

Wir fordern eine öffentliche Anhörung der Betrof­

fenen durch die Landespurteien. /

Wir fordern eine umfassende Behandlung der Themen 

BAFÖG und Studiengebühren im Landesparlament bis 
zum Juni 1983.

Eine entsprechende Gesetzesinitiative im Landtag 

muß sofort eingeleitet werden,weil ab August die 

Betroffenen vor der Situation stehen, daß ihr 

Lebensunterhalt während der Ausbildung nicht 

mehr abgesichert ist.

Folgende Fachschaften unterstützen bis jetzt diese Un­
terschriftenliste: FS Gesellschaftswissenschaften 03, 
Theologie05, Geschichte 0 6 , Europ.Sprachen10,Charue 14/15, 
Geographie 19, Erziehungswissenschaften 2 1.
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Resol u tio n  zu H erbert Bastian

Mit dem Wahlergebnis vom 6 . 3. 1983 hat sich die Rechtsregierung 

in Bonn eine klare parlamentarische Mehrheit gesichert.

Es haben sich damit jene Parteien derengese*zt, die uneinge­

schränkt fü r Raketenstationierung, Sozial- und Demokratieab­

bau stehen. Mit Zimmermann als Innenminister hat die Rechtsko­

a lit io n  auch personell eindeutig zu verstehen gegeben, daß sie 

gew illt is t ,  den zu erwartenden Protest breitester Bevölkerungs- 

Schichten durch Einschränkung des Rechts auf fre ie  Meinungsäuße­

rung und Demonstrationsfreiheit mundtot zu machen.

Die Praxis des sog. Radikalenerlaß, der von Anfang an nicht nur 

die Kommunisten, sondern die gesamte demokratische Bewegung t r e f ­

fen s o llte , wird unter der Rechtsregierung eine weitere Verschär­

fung erfahren. So w ill der CDU-Postminister Schwarz-Schilling mit 

dem Marburger Postbeamten und DKP-Stadtverordneten Herbert Bastian, 

der se it 1977 immer wieder zu Anhörungen vorgeladen wird, kurzen 

Prozeß machen. Nachdem er Anfang Februar - rund 3 Jahre nach Beginn 

der disziplinarischen Ermittlungen - das förmliche D iszip linar­

verfahren gegen H. Bastian eröffent hat, ließ er H. Bastian mit 

Schreiben vom 14. 3. 1983 wissen, daß nunmehr von der Durchführung

einer Untersuchung abgesehen werden so ll. ü. h.: da so ein Ver­

gehen nur "im äußersten Falle" einreschlagen werden s o ll, nämlich 

dann, wenn die Beweislage und das voraussichtliche U rte il klar 

sind ( !)  bedeutet dies fü r H. Bastian eine bedrohliche Beschnei- 

düng seiner Verteidigungsmöglichkeiten. Seine Entlassung aus der 

Postdienst is t  damit näher gerückt. Seine Mitgliedschaft in der 

DKP bzw. das Vertrauen der Marburger Bevölkerung, die ihn seit 

1974 ständig wieder ins Marburger Stadtparlament gewählt hat, 

sollenihn.wenn es nach dem Willen der Berufsverbieter geht, die 

Vernichtung seiner beruflichen und persönlichen Existenz bringen. 

Was den Demokratiefeinden bei Hans Peter noch geglückt is t ,  muß 

bei Herbert Bastian und den vielen anderen von der Entlassung 

bedrohten Postlern verhindert werden.

Deshalb fordern wir als Studentenparlament der Philipps-Univer­

s itä t Marburg die sofortige Einstellung des Berufsverbotsverfah­

rens gegen den gewählten Stadtverordneten Herbert jnd 
rufen a lle  Studenten auf:

B e te ilig t Euch an den Solidaritätsaktionen für H. Bastian!

Weg mit den Berufsverboten!

Alle  Jahre wieder t r i f f t  sich die Speer­
spitze der Studentenbewegung, um auf 
einer Mitgliederversammlung der Vereinig­
ten Deutschen Studentenschaften die aktu­
e l len  Probleme von 1 M i l l io n  Studenten 
zu beschließen und dem demokratischen 
Kampf an der Hochschule eine e inh e i t l ich e  
Stoßrichtung zu geben. Damit die Einheit  
der Studentenbewegung der E in s e i t ig k e i t  
der s e i t  Jahren die VDS dominierenden 
DKP-orientierten Kräfte entspr icht ,  haben 
sich diese polit ischen Gruppierungen 
eine Verbandsstruktur geschaffen, die 
die Vorherrschaft der GO-Kräfte a l l j ä h r ­
l ich  neu reproduziert .

Versuche der undogmatischen Linken, die 
VDS-Strukturer. zu demokratisieren, sind 
immer unter Hilfenahme der undemokrati­
schen Strukturen abgebügelt worden.

In diesem Jahr z.B. s t e l l t e  der AStA 
Gießen und der AStA Marburg folgenden 
Antrag:

VEREINIGTE DEUTSCHE STUDENTENSCHAFTEN

8^ ordentliche MitgliederverSammlung der_V .D S_l_9 8 3

Antragsstel ler: ASTA der Univ^ Glessen ,ASTA der Univ. Marbnrr*

Ant r a<j snummer : 2,3-1 _____

Kurztitel: Änderung der Satzunp./Ceschäf tsordnung der VDS

VEREINIGTE DEUISCHE SlEIDEN 1ENSCHAE1 LN

1. Die o. g . b e a n t r a g e n  e i n e  Ä n d e r u n g  de r S a t z u n g  an f o l g e n  
den P u n k t e n :

a) U n t e r  P u n k t  4 ( Z e n t r a l r a t )  w i r d  e i n g e f ü g t  e i n e  neue  
Z i f f e r  461 d) " B e s c h l u ß f a s s u n g e n  zu b u n d e s w e i t e n  S t r e i k s  
ö d e r  Ä k t i o n s t a g e n " .

b) U n t e r  P u n k t  3 (MV) w i r d  e i n g e f ü g t  e i n e  n e u e  Z i f f e r  394 
" B e s c h l u ß f a s s u n g e n  zu b u n d e s w e i t e n  S t r e i k s  o d e r  A f i o n s -  
t a g e n  b e d ü r f e n  e i n e r  M e h r h e i t  vo n 2/3 d e r S t i m m e n . "

c) U n t e r  P u n k t  3 (MV) w i r d  Z i f f e r  393 S a t z  2 g e s t r i c h e n .

2. In de r G e s c h ä f t s o r d n u n g  d e r  V D S w i r d  u n t e r  P u n k t  5 (Be- 
h a n d l u n g  v o n  A n t r ä g e n )  die Z i f f e r  56 w i e  f o l g t  g e ä n d e r t

S a t z  4 w i r d  g e s t r i c h e n .
Kurzbegründung:

6. ordentliche Milg) * t-derver summlung .jer_V_D_S_! V_6_3
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I n t e w a J i a n a  L c m u S f  I t - a t i

4 Jahr« nach dem Sturz d«r Pahlavl-Dynastle ic. Iran und 

der Entstehung der Islamischen Republik sind wir die Zeugen 

einer raschen Wiederkehr der Unterdrückung und Diktatur 
All« dl« Bemühungen d«r Regierung d«r l.Uml.ch.n Republik 

sich eine "revolutlonlre* und'antllmperlrfdatIsche" Fas.ade 

zu achaffen war und lat nichts andaree als die Widerspiege­

lung und Rechtfertigung der totalen aozlel-wlrtschaftltch- 

polltlschen Krise ln Form der massiven Repression aller fort­

schrittlich -oppositionellen Personen and Organisationen.

Daa bestehen auf der Fortsetzung des Krieges mit dem ’nva- 

slerenden Regime Irak'* Ist noch eine weitere Möglichkeit 

Jeden Protest der Bevölkerung den bestehenden Krisen und 

barbarischen Methoden und überhaupt der weiteren Existenz 

diesem islamischen Regime gegenüber massiver zu unterdrücken. 

Die Elemlnlerung aller .Andersdenkender besonders der Studen­

ten und Akademiker aW c ■ Widerspiegelung der sozialen 

Widersprüche war ^  , i— n und Ist Immer noch die "Logik* 

dieser islamischen Regimes den sozial-politischen HlbetAnden 

gegenübe.I

o.e VDS verurteilt unr| protestiert gegen die Hinrichtungen 

lm Iran und fordert die sofortige Freilassung dar politischen

W i r  h a l t e n  d i e  b e s t e h e n d e  R e g e l u n g ,  da ß m i t  e i n e r  M e h r h e i t  
vo n E n t h a l t u n g e n  A n t r ä g e  a b g e b l o c k t  un d d a m i t  e i n e  M e i n u n g s ­

b i l d u n g  d e r  S t u d e n t e n s c h a f t e n  v e r h i n d e r t  w e r d e n  ka n n ,  für 

m e h r  als u n g l ü c k l i c h .  D i e s e  R e g e l u n g  hat u n d e m o k r a t i s c h e  

Zü ge .
Die N o t w e n d i g k e i t  vo n b r e i t e n  M e h r h e i t e n  für b u n d e s w e i t e  
A k t i v i t ä t e n  d e r  S t u d e n t e n s c h a f t e n  b e d a r f  e i g e n t l i c h  k e i n e r  
B e g r ü n d u n g .  N i c h t  L m s o n s t  h a b e n  die G e w e r k s c h a f t e n  1n ih ren 
S a t z u n g e n  die Z u s t i m m u n g  von 75 X d e r M i t g l i e d e r  f ü r  S t r e i k s  
v e r a n k e r t :  a u c h  s t u d e n t i s c h e  V e r a n s t a l t u n g s b o y k o t t b e s c h l ü s s e  

(o d e r  " S t r e i k s " )  m i t  k n a p p e n  M e h r h e i t e n  s i n d  z u m  S c h e i t e r n . ,  

v e r u r t e i 1 t.

G e f  anqc.nen.

- Die VDS unterstützt den Widerstand dar Iranischen Völker 

gegen dieses Unmenschliche lslsmlscne Regime.

- Die VDS protestiert gegen die wirtschaftlich-diplomatischen 

Beziehungen dez BRD-Regierung mit diesem Regime,die dadurch 

diesem Regime freie Hand gelassen hat, sogar die oppositio­

nellen Iranischen Studenten ln diesem Lande bzutal anzugrei­

fen.

9 O L t r /  \1 o d l i \ ‘ cA .
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Dieser Antrag, der übrigens auch von 
Jusos und LHV unters tü tz t  wurde, i s t  Hi(t]
bezeichnenderweise durch die Eirthal tungs- o  -  ....  —
mehrheit der GOler abgelehnt worden.

Verzweife lte  Versuche der Basisgruppen- 
'ASten, radi kal-deaiokrati sehe Inhalte  in 
der VDS zu verankern, scheitern ständig 
am GO-Monopol. K r i t i k  an den Gewerk­
schaften, an der Sozialdemokratie und an 
den real ex istierenden "sozia l ist ischen"
Staaten passen nicht ins po l i t ische  
Konzept der GO-Strömung. So konnten 
sich MSB/SHB noch nicht mal auf einen 
Antrag der BG-Fraktion zu Polen e in ­
lassen, dessen einzige Forderung, die 
Entsendung von unabhängigen Beobachtern 
zu* den demnächst in Polen stattf indenden  
Prozessen gegen Opposit ionel le ,  bein­
h a l te te .  Die po l i t ische  Beschreibung 
der Situat ion war schon vorher, als sich 
abzeichnete, daß die GOler nicht zu­
stimmen können? von den Basisgruppen 
zurückgezogen worden. Daß selbst die 
humanitäre Forderung nach unabhängigen 
ProzeßbeÖ^achtern vom MSB/SHB abgelehnt 
wurde, i s t  ein k la re r  Beweis fü r  die 
E in s e i t ig k e i t  dieser VDS. Beim Reizwort 
Polen f ä l l t  die Klappe.

Auch die hochschulpolit ische Strategie  
der VDS i s t  von dieser E in s e i t ig k e i t  
belas te t .  So b i ld e t  der angebliche Erfolg  
der Großdemonstration am 4. 12. in Bonn,
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auch egal welche 
dahinter verber-

auf der bisher einmalig ein Bündnis l inks  
von der Union zustande kam, die Grund­
lage fü r  die VDS-Doktrin > Studentenbewe­
gung (VDS) und Arbeiterbewegung (SPD) 
vere in t .

Für das E t i k e t t  SPD i s t  es dann 
in h a l t l ichen  Positionen an sich 
gen.
Der rechte Sozialdemokrat Dohnanyi, e in s t  B i l ­
dungsminister und zuständig fü r  die technokra­
t ische Hochschulreform mit Regel Stud ienze iten , 
Ordnungsrecht e tc .  durf te  sich mit Gnaden der VDS 
als  Studentenfunktionär p r o f i l i e r e n .  Diese 
Anbiederei an die SPD e r re ic h t  nun mit der 
Einrichtung eines Kuratoriums "Chancengleich­
he i t"  ihren Höhepunkt, denn die VDS schlagen 
als  Trägerkreis auch e inge f le isch te  SPD- 
Rechte, na tür l ich  mit entsprechenden Funk­
tionen im Staatsaparat ,vor:
Börner, Rau, Koschnik, Dohnanyi als M in is te r ­
präsidenten ,
Krollmann, Girginsohn...als Kultusminister.

Daß wir  diese p o l i t isch e  L in ie  in den goldenen 
Schoß der SPD nicht mitziehen werden, i s t  fü r  
Radikaldemokraten se lbstverständl ich .  Die GBAL 
als AStA-tragende Gruppe t rä g t  sich mit dem 
Gedanken, bei entsprechenden Mehrheitsverhält -  
nissen aus der VDS auszutreten. .__M

Fine Stellungnahme „rum repressiven Vorgehen des polnischen Militarratei und 
eine Solidaritätserklarung mit den inhaftierten und verfolgten Oppositionellen ", 
verbunden mit dem Appell ..Gerade jetzt brauchen Solidarnosc und das Komitee 
zur Verteidigung der Arbeiter (KOR) unsere Solidarität", formulierten die Hoch­
schullehrer Andreas Büro, Micha Brumlik, Dan Diner, Iring Falscher, Ossip K. 
Flechtheim, Klaus Jürgen Gantzel. Michael Th. T.even, Joachim Hirsch Klaus 
Horn, Ulrich Klug. EkkeharrJ Krippendorl, Dietmar-Ingo Michels, Christine Rajewski, 
Dieter Richter, Mors’ Sackstetter, Eva Senghaas-Knobloch. Eberhard Schmidt. 
Ursel Schmiederer. Michael Vester sowie Carola Bloch. Fritz Griese, Peter Groh- 
mann, Martin Hirsch, Werner Holtfort, Robert Jungk, Klaus Kowol. Gunter Pabst, 
Carola Stern, Martin Stöhr, Klaus Traube. Kiaus Vack. Peter-Pi J  Zahl. Horst- 
Dieter Zahn und Uli Zuper mit folgendem Woillaut:

„In Polen herrsch t seit dem  13 De­
zem ber 1981 der Ausnahm ezustand.
Seit diesem  Tag sind Tausende v'>n 
M itgliedern d er G ew erkschaft .Soli­
darität" und führende V 'ertreter der 
dem okratischen Oppositiun in te rn ie rt 
oder abgeurte ih  und in S tra fh a ft ge­
nom m en w orden. Nun ist die .Solida­
rität", einzig authentische Repräsen 
tan tin  der polnischen G esellschaft 
und T rägerin  d e r Hoffnungen des 
ganzen Volkes, für außergesetzlich 
e rk lä rt worden.

Der .M ilitärra t der N ationalen E r­
rettung", dessen einzige Legitim ation 
die G ew alt ist, die er gegen das 
eigene Volk rich tet, w ill die Z er­
schlagung der dem okratischen  M as­
senbew egung dadurch  vollenden, daß 
er sie ih re r A ktiv isten  beraub t, d a r ­
u n te r  vor allem  d er ehem aligen Mit 
glieder des .Kom itees zur Verteidi 
gung der A rbe ite r (KOR), die an  der 
Entstehung von .Solidarität" m aß ­
geblichen A nteil hatten . Sic, die zum 
größten Teil se it dem 13. Dezem ber 
1981 in den In te rn ie ru n g slag ern  s it ­
zen, w erden  beschuldigt, die M assen­
dem onstrationen  vom 31. A ugust — 
dem zw eiten Ja h re s ta g  der U nter 
Zeichnung des D anziger A bkom m ens 
— org an is ie rt und  einen  g ew altsa ­
m en U m sturz v orbere ite t zu haben.

W ahr ist dagegen, daß der v o rläu ­
fige j.to rd in ic ru n g sau ssch u ß  der 
(dam als suspendierten) .Solidarität" 
zu den D em onstrationen  au frief, um 
die Forderung nach A ufhebung des 
K riegszustands und W iederherstel­
lung des gesellschaftlichen Frieden- 
durch V erhandlungen zwischen der 
Regierung und den in der .Solidari­
tät" organ isie rten  A rb e il-rn  zu u n ­
te r1're ichen . W ahr ist, daß die eh e ­
maliger. KO K-M itglieder sich noch 
■m In te rn ie rungslager fü r ein .gesell­
schaftliches Abkommen", fü r einen 
.echten Kom orom iß zw ischen dem 
M achtapparat und d e r Bevölkerung" 
ausgesprochen haben. Nach den A n­
schuldigungen der S taatsm ach t ist zu 
befürchten , daß die bevorstehenden 
V erfanren  gegen frü h e re  KO R-M it- 
glieder zu politischen Schauproz.es- 
son w erden, die vor allem  den 
W iderstandsw illen der B evölkerung 
tre ffen  sollen

Diese B efürchtung sp rich t auch 
Adam M ichnik aus, e iner d er führen  ­
den V ertre ter des ehem aligen KOR, 
der seit dem  !3 Dezem ber 1981 im 
Gefängnis von Bialoleka in te rn ie rt 
irt. In einem  .offenen B rief an  die in ­
terna tiona le  Öffentlichkeit", den er 
ain 2. "jeptenru er im G efängnis ver- 
ial'Jte, schrieb Adam  M ichnik u n ter 
anderem : .Am 2 Septem ber w urde 
Jacek  K uron . . .  dem  M il.tä rstaa ts- 
anw alt überste llt und v erhaftet. Dies 
ist ein S ch ritt in R ichtung eines b a l­
digen politischen Prozesses. Das wird 
kein gew öhnlicher S trafp rozeß  sein.
In einem  norm alen Prozeß ist die 
W ürdigung des B ew eisinaterials und 
d is Urteils? ndung, die allein  einem  
unabhängigen G erich t zusteht, nicht 
S ach“ von G enerälen. Alles deutet 
d a rau f hin. daß  dies eine s tra fp rozes ­
suale  F arce vdrd, in d e r A rt des P ro ­
ze ß e s  um  die E rm ordung Kirows 
oder des R eichstagsbrand-Prozesses

"i
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-halb  rich'.e ich einen H .lfsap- 
nn alle iv.en-chcn guten  W il­

len- . . .  Ich w in d e  mich ar. Euch, 
weil ich mich nicht dam it abfinden 
kann und Will, daß eins R eche die 
W ahrheit um! d a - Recht auf W ahr­
heit offen n u t Küßen ge tre ten  w er­
den. D eshalb b itte  ich Euch: Tut 
alles, was in F.urer M acht steht, 
dam it difcier Prozeß öffentlich  ge ­
fü h rt wird, darm t B eobachter und 
Ju ris te n  aus dem okratischen  R än­
dern  zu g d n —cii w erden. Ich ap p e l­
liere un Euer Gew is-en. J e tz t sind es 
Jaeek  Kuron u nd  Zbigniew  Roma- 
szcwskl, auf die der Prozeß z.u- 
kom m t. Wer w ird  der nächsle sein?"

Nun ist auch Adern M ichnik ange­
klagt. Angcklngt sind ferner Jan  
l.y tinsk i und Henryk Wuiec, b ild e  
seit dem  13. Dezem ber 1981 inlor- 
niciT, sowie M iroslaw Chojvvki und 
Jan  Jozef I.ipski. Die übrigen 
F uhrungsm ilg lieder des ehem aligen 
KOR w erden steckbrieflich  gesucht 
Den A ngcklagicn drohen lln its tra fe n  
bis zu 25 Jah ren , eventuell — nach 
dem K riegsrecht — gar die Todes­
s trafe .

W ir h ätten  uns der dem okratischen  
F reiheiten, die w ir haben zu schä ­
men, wenn w ir es schweigend h in ­
nehm en w ürden, daß m it den bevor­
stehenden KO R-Prozessen Geist und 
Buchstabe der polnischen V erfas­
sung, des polnischen R trnfgcset/es 
und d e r Sch lußak te  von Helsinki 
nicht n u r verle tz t, sondern, wie 
Adam Michnik es iiusdiückt, nui 
Füllen g e tre ten  w erden

W ir haben den Weg der Ern. I n ­

nung. der D em okratisierung Polen-, 
m it Sym path ie  verfolgt In Polen 
w urde und wird auch für unsere 
Ziele gestritten : für m ehr G leichheit 
und S elbstbestim m ung, fü r gesell­
schaftliche und p«.. m elichc Freiheit 
v g en  die bürokra tische  H errschaft 

und die M ilitarisierung der G esell­
schaft. Es w ä r e  eine fata le  .F rie ­
denspolitik ', -venn die F riedensbe­
wegung in di r, w cstlid u  •> S e i r 'i i  
die Zerschlagung dem  >ki uütehci 
Opposition im .realen Sozialismus" 
h innähm e, d am it keine D estabilisie­
ru n g  in M itlel- und O -teuropa ein- 
tretcri möge.

W ir w enden uns gegen Versuche, 
diu sozialo und politiscne Opposition 
in den bürokratischen  Gesellschaften 
im Sinne der w estlichen Blockpolitik 
zu vereinnahm en. Gleichzeitig aber 
kann unsere  F riedenspolitik  hiei nur 
g laubw ürdig  sein, w enn sie die Soli­
d a ritä t m it d er dem okratischen  
O pposition in den L ändern  des W ar- 
schaücr P ak ts einschließt.

Auch darum  gehörte  und gchöil 
unsere  S o lid aritä t der G ew erkschaft 
.Solidarnosc" u nd  den m utigen Vor­
käm pfern  der E rneuerung  Polens aus 
dem  aufgelösten KOR. W ir p ro testie ­
ren gegen ihre  In tern ierung , gegen 
d ie  Anschuldigungen, die gegen sie 
erhoben w erden, und ihre geplante 
A burteilung.

'A'u täDtvTn -1il" up'.iim'.Y'.lnjiihit.
O f f «  n t l i c h k e i t  d e r  V e r f a h r e n  u n d  d i e  

A u i a - s u n g  e i n e r  W e r n a t i o n a l e n  U r -
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Stim m t

Neuwahlen wm 
S iu d e n le n p cL 'r la y»  e n l !

U r n e n w a h l vo m  7 ,  J u n i  b i s  zum  1 0 ,  J u n i

W ä h l t  an der; U r n e n  !

Zum Studentenparlament kandidieren die folgenden Gruppen:

Name der Liste/Kurzbezeichnung Bisherige Anzahl der Sitze im StuPa

1. Grün - Bunt - Alternative Liste / G B A L . . .  UND MOCHTE ICH 
NI ER MIT ALLER DEUT­
L I C H E N  O F F E N H E I T ,  

MEINE DAMEN 
UND HERREN,....

2. Offene Liste MSB Spartakus und Unorganisierte /

" Wehrt Euch "

3. Ring Christlich Demokratischer Studenten und Unabhän­

gige / RCDS und Unabhängige

4. Sozialistischer Hochschulbund - Sozialisten und linke 

Sozialdemokraten / SHB

5. Jungsozialisten-Hochschulgruppe / JuSo - HSG

6. Aktion Demokratische Universität im Sozialliberalen 

Hochschulverband / ADU/SLH

7. Liste Schwachsinn

8. Liberaler Hochschulverband / IUV

Das neu zu wählende StuPa soll noch im Juni dieses Jahres, also unmittelbar nach der 
Neuwahl des StuPa, einen ASTA wählen. Der jetzige ASTA, allein gestellt von der Grün- 
Bunt-Alternativen Liste (GBAL = wir), ist seit Oktober letzten Jahres nur noch geschäft: 
führend im Amt, weil eine Neuwahl des ASTA bei den derzeitigen Mehrheitsverhältnissen 

im StuPa nicht möglich war.
Die GO-Gruppen ( go-gewerkschaftliche Orientierung = MSB/SHB) hatten im StuPa keine 
Mehrheit, weil sie für einen von ihnen gestellten ASTA nur vom LHV erwarten können.
Die JuSos wollten nicht- in den ASTA, waren aber bereit, einen von der GBAL gestellten 

Minderheiten-ASTA zu wählen, der allerdings nur auf 2o statt der erforderlichen 

21 Sitze hätte gestützt werden können. ‘
Eine von den GO-Gruppen immer wieder von uns geforderte "große Koalition der Links­
kräfte", ein Zusammengehen von GBAL und MSB/SHB im ASTA, lehnen wir weiterhin ab. 
Grundsätzliche Unterschiede in der Beurteilung vieler politischer Verhältnisse und 
die oft gemachte Erfahrung, daß eine Zusammenarbeit mit den Genossen im institutio­
neilen Rahmen die Gefahr eines Nervenzusammenbruches in sich trägt, machen einen 

gemeinsamen ASTA aus GBAL und MSB/SHB auch weiterhin unmöglich.

Und was sollst Du, lieber Leser und Wähler jetzt tun? Wir wissen nicht, was Togal
empfehlen würde, wir empfehlen: mitarheiten hei den Gruppen und Initiativen, sich 

o in rm 'cz ’ h p n . m 7" tmi sehen. demonstrieren und protestieren u n d ...................
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jeden Montag, ab Io Uhr: ASYA/GBAL 

Koordinationsplenum im Sozialrete­

ra t. Kaffee und Kuchen selbst mit­

bringen, Themen jeden Montag neu. 

Eingel3den: a lle  Sponits, Ober- und 

Untergrüne, undogmatisch"

NACHFOLGER VON EDDI MERCKX GESUCHT

Am 15.5. is t  in Marburg der "Tag des 

Radfahrens". Um 9 Uhr morgens geht's 

dann mit dem Radi ab Molkereigenossen 
Schaft, Frauenbergstr. 20 los.

Die GBAL w ill 'ne schlagkräftige 

GBAL/AStA-Mann-/Frauschaft aufstellen 
und sucht noch kräftige M its tre ite r. 

Wer mitmachen w i l l ,  melde sich bis 

Mi, 11.5., im AStA bei Werner Jahr, 

Kosten für den Spaß: 4 DM; am Abend 

des 11.5. is t  um 19 Uhr ein Vorberei- 

t.ungstreffen im AStA. Teilnahmevoraus­

setzung is t der Besitz eines Fahrrads. 

WIR FORDERN MASSIVST DAZU AUF, AN 

DIESER VERANSTALTUNG TEILZUNEHMEN

Steht die Marburger 
Uni vor dem „Aus"?

Probleme wegen fehlendem  Landeshaushalt
Marburg (oa). W enn nicht in abnehbarer Zeit der he«si«che Landes- 
hauabait 19Ä3 verabsch iedet wird, können  w eite Teile der U niversi­
tät Marburg ihre F unktionen im kom m enden W intersem ester nicht 
m ehr erfüllen und steh en  vor dem Aus.

Wie Univeraitäta-Präsident Prof, kauft und das G erat nicht mehr be- 
Dr. W alter Kröll in einer Preusekon- triebabereit gehalten werden kön- 
ferent *»iter raitteilte, sind 70 Pro- nen. Ein anderes Beispiel seien die 
rent der laufenden M ittel und 60 Abonnement« von Zeitschriften und 
Prozent der Investitionsm ittel des Periodic«, die wahrend des Inufen- 
vergangf nen Jah res  bereit« verteilt den Jahres nicht «bbeatelit werden 
Sie reichten mit S icherheit nicht können.
aus, um den Lehrbetrieb der Hoch- AhMchlieOend stellte Prof. Kröl! fest, 
schule bis zum Jahresende zu finan- duü eine Erm ächtigung zur Zahlung 
zieren. Her dringendsten Erfordernisse im
So seien beispielsweise alle nntur- Dezember sicher nicht mehr genüge 
■vissonschaftlichen P raktika ernst- Die Ansätze der letzten Jah re  re ic h , 
haft gefährdet, da die dazu erforder- ten duhtu ohnedies nicht m ehr zur 
liehen M aterialien nicht mehr ge- Kxistenzsieherung aus.

G le ß e n e r  A n z e ig e r

^ 5 7  </. ' ? ?

Theater
theater

Theater
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Der Stern am Marburger Zeitungshimmel, 

paroli, neigt sich dem Ende zu.

Während einige Leute diesen Niedergang 
mit Häme betrachten (auch im AStA, .wei1 

ihnen die Berichterstattung partout 

nicht nefallen w o llte ), können w ir dem 

Tod des einzigen Scene-Blatts der Stadt 

Marburg ehrlich nichts Positives ab­

gewinnen. Liebe Parolianer, w ir warten 

auf 'ne neue Zeitung.

K. Löwenzahn/Kasi Kaputnik

NOCH MEHR SOLIDARITÄT!!

S o lida ritä t mit dem Filmclub, der in 

seiner Arbeit ziemlich schwer durch die 
Univerwaltung behindert wird:

10.5. : Nach Eden is t  es weit - Brasilien

1953 (Lateinamerika-Reihe)

11.5. : M - Eine Stadt sucht einen Mörder

Fritz Lang 1931 - DER TERMIN IST 

AUS 0. G. GRÜNDEN NOCH UMSTRITTEN
17.5. : Ukamu - Bolivien 1974

(Lateinamerika-Reihe)

26.5. : Außer Atem (Godard-Reihe, 1960)

31.5. : Eine verheiratete Frau (Godard- 
Reihe, 1964)

A lle Filme laufen im Hörsaal 101 des 

Landgrsfenhauses, Zugang von der Unter­

gasse her (gegenüber der Alten Uni),

Zeit 20.30 Uhr (die bisher immer s ta t t­

findender! Spätvorstellungen entfa llen). 

E in t r it t :  4 ,- DM fü r M itglieder, 

für Nichtmitglieder 1,50 DM dazu fü r'n  

Mitgliederausweis.

Theatergruppe PIGE0N DROP: 

Dienstag, 17.5.83, um 20 Uhr im 

audimax

Karten: gibt.'s im AStA und 

kosten: Vorverkauf 5,- DM 

Abendkasse 6 ,-  DM 

Veranstalter: AStA Marburg

türkische gruppe

Dienstag, 31.5.83, um 21 Uhr im 

Theater neben'm Turm (TNT), 

Afföllerwiesen (Altes Gaswerk):

ENSEMBLE ORIENTAL

(Jazz-Rock-Formation mit türkischen 
Einflüssen)

Bei schönem Wetter g ib t's  auch ein 

Gartenfest hinter'm TNT mit G rill 
und türkischen Spezialitäten.

Karten ab demnächst im AStA: 

Vorverkauf: 4,- DM 

Abendkasse: 5,- DM 

Veranstalter: AStA

Herausgeber: Allgemeiner Studentenausschuß der Philipps-Universität Marburg;

Erlenring 5, 355o Marburg. Namentlich oder von Gruppen gekennzeich­

net? Artikel geben nient die Meinung des Herausgebers wider.______

NACHRUF II

Nun ist ER vondannen gegangen.

Mir trauern um den Verlust unseres 

Freundes ALEXANDER BEHRENDT,

Ex-AStA-Kultur-Boß, Obersponti im 

AStA, den es nun fatalerweise nach 

Saarbrücken verschlagen hat.

AStA-Kulturrcferat, GBAL-Spnßfraktion

‘ferrocCy, n>ek1 »i SijmpaihisaH'ftH-So^pf ̂  peKp'hlcvt,

DEMO DEMO DEMO DEMO DEMO DEMO

Die Leute vom DGB haben hier 

angerufen, am Samstag, 21.5.83 

is t  in Hersfeld 'ne Demo gegen 

das dort stattfindende SS- 

Treffen; Abfahrt der Busse is t 

um 9 Uhr, A ffö lle r Busbahnhof;

Karten g ib t's  beim DGB; Frage, 

ob wir diese Meldung, veröffent­

lich  können. Körnen w ir . . .

HUMANISTISCHE UNION

Am 25.5.83 führt die Humanistische 

Union um 20 Uhr im Stadthallenrestau- 

rant eine Veranstaltung mit dem Thema 

KRIEGSDIENSTVERWEIGERUNG durch. Ich 

so ll euch a lle  recht herzlich ein- 

laden. Mach ich auch.


